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Entwicklungsaggression am Beispiel Bergbau in 
den Philippinen 

 
Menschenrechtsverletzungen infolge neoliberaler Wirtschaftspolitik und  

internationaler Entwicklungspolitik in den Philippinen. 
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Editorial 

 
 
“Development is development aggression when the people become the victims, not the beneficiar-
ies; . . . Development aggression violates the human rights of our people in all their dimensions – 
economic, social, cultural, civil and political.” 
 
The Philippine Alliance of Human Rights Advocates, as quoted in Ramon C. Casiple, “Human Rights vs. Development 
Aggression: Can Development Violate Human Rights?” Human Rights Forum: Focus on Development Aggression. 
Quezon City: Philippine Human Rights Information Center, 1996.  
 
 
Staatliche Ziele 
Die philippinische Regierung hat die Förderung des Bergbaus zu einer ihrer obersten Prioritäten 
gemacht. Das Jahr 2007 wurde zum Jahre des 'Take-Offs' für die Bergbauindustrie erklärt. Das Ziel 
der Regierung ist dabei hochgesteckt: Ende Oktober 2007 wurde die Summe der geplanten auslän-
dischen Direktinvestitionen bis zum Jahr 2011 von 6,5 Milliarden auf 10,4 Milliarden US-Dollar 
angehoben. Trotz der Betonung der Regierung „verantwortliche, sozial verträgliche und ökologisch 
nachhaltige“ Bergbauverfahren zu unterstützen und die Einhaltung von ökologischen und sozialen 
Standards einzufordern, ist der Großbergbau in den Philippinen von starkem Widerstand seitens der 
betroffenen Bevölkerung zivilgesellschaftlicher Gruppen und kirchlichen Organisationen begleitet. 
 
Staatliche Legitimation 
Bereits der Mining Act von 1995 räumt ausländischen Firmen vollständige Besitzrechte auf alle 
Ressourcen der Einzugsgebiete in den Bergbauregionen sowie umfassende Vergünstigungen dies-
bezüglich ein. Finanzielle Anreize machten ausländische Bergbauunternehmungen in den ersten 
fünf Jahren praktisch steuerfrei und den Konzernen werden sogenannte Erleichterungsrechte zuge-
billigt, de facto weitreichende Souveränitätsrechte. Ausländischen Unternehmen wird die ungehin-
derte und unbegrenzte Repatriierung des Gewinns und der Schutz vor Enteignung zugesagt. Der 
Mining Act beinhaltet zwar auch die Auflage der Konsultation und Zustimmung der ansässigen Be-
völkerung (Free and Prior Informed Consent - FPIC), sowie die Einhaltung von Umweltstandards. 
Die Zustimmung der ansässigen Bevölkerung wird jedoch oft erzwungen oder erkauft und die Um-
setzung der Umweltauflagen seitens der Regierung kaum überwacht 
 
Tendenzen 
Diese Entwicklung verursacht eine Beschneidung der Menschenrechte der lokalen Bevölkerung und 
führt somit zu einer gewissen Umkehrung des Entwicklungsansatzes mit Tendenz zur Entwick-
lungsaggression vs. Menschenrechte.   
 
Nach einer Definition von 'Entwicklungsaggression' als Begriff/Konzept und einer Einführung in 
den (Groß)Bergbau in den Philippinen soll dem Leser anhand ausgewählter Schwerpunkte und an 
Fallbeispielen die Problematik des Großbergbaus in den Philippinen und den damit verbundenen 
Konsequenzen für Mensch und Natur nahe gebracht werden. 
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Entwicklungsaggression, Menschenrechte und 
der Neoliberalismus 

Niklas Reese 
Den Gesellschaften des Westens scheint 
nichts so heilig zu sein wie die Menschen-
rechte. Sie sind das Herzstück der Aufklärung 
und basieren auf dem einfachen, aber immer 
wieder revolutionären Grundsatz, dass die 
Würde jedes Menschen auf gleiche Weise zu 
achten ist und überall und zu jeder Zeit als 
übergeordnetes Recht (supervening right) zu 
gelten hat. Dieses „Recht, Rechte zu haben“ 
(Hannah Arendt) äußert sich sowohl darin, 
Subjekt des eigenen Lebens sein zu können 
(Selbstbestimmung) als auch im Recht, über 
die Dinge, die einen betreffen, frei und infor-
miert mitbestimmen zu dürfen (Mitbestim-
mung). Dieses Recht auf Teilhabe kann somit 
als Gegenbegriff zu Ausgeschlossensein und 
Marginalität verstanden werden.  
Mittlerweile prägen die Menschenrechte viele 
internationale Dokumente, und der Westen 
hat die Menschenrechte - neben �Demokratie� 
und �Marktwirtschaft� - zur grundlegenden 
Bedingung für seine �Entwicklungshilfe� ge-
macht. Auch deshalb ist ein 'Herunterbrechen' 
der Menschenrechte auf Indikatoren und 
�Benchmarks� notwendig; denn wo mittlerwei-
le auch die Herrschenden die gleichen Voka-
beln (Nachhaltigkeit, empowerment) verwen-
den, definieren sie diese häufig in einer Wei-
se, dass sie mit neoliberaler Gesellschaftspoli-
tik kompatibel sind.  

Unteilbare Menschenrechte 

Lange standen bloß zivile und politische (d.h. 
die bürgerlichen) Rechte im Mittelpunkt der  
(westlichen) Menschenrechtsarbeit. Die wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen  
Menschenrechte (WSK-Rechte) wurden lange 
als nachgeordnet betrachtet. In Folge der zu-
nehmenden Ökonomisierung bzw. Neolibera-
lisierung unserer Gesellschaften rücken sie 
jedoch in den letzten Jahren verstärkt in das 

Blickfeld der internationalen Menschen-
rechtsbewegung. Arbeitslosigkeit und prekä-
re, d.h. ungeschützte und schlecht bezahlte 
Arbeitsverhältnisse, der Abbau des Sozial-
staates, Umweltzerstörung, Landenteignung 
oder Vertreibungen werden stärker als früher 
auch als Frage von universellen Rechten und 
als eine Gefahr für die Menschenwürde wahr-
genommen. Die Diskussionen um Sozial- und 
Umweltstandards oder um �globale soziale 
Rechte�1 sind ein Beispiel dafür. Ein Grund 
für die verstärkte Aufmerksamkeit dürfte sein, 
dass aufgrund des Abbaus des Sozialstaates 
auch im globalen Norden (der in der Regel 
thematisch die Agenda bestimmt) die Unteil-
barkeit der beiden Dimensionen der Men-
schenrechte stärker in den Fokus rückt. Der 
neoliberale Umbau unserer Gesellschaften be-
raubt immer mehr Menschen ihrer existentiel-
len und materiellen Grundlagen, derer es be-
darf, um überhaupt politische und bürgerliche 
Rechte in Anspruch nehmen zu können. Wie 
auch politische Rechte Voraussetzung dafür 
sind, WSK-Rechte einfordern zu können.  
Demokratisierungsbewegungen in globalen 
Süden wissen schon länger, dass ohne die 
Möglichkeit, ein von Existenzsorgen freies 
Leben zu führen, die Wahrnehmung von poli-
tischen Rechten pure Fiktion bleibt und der 
Stimmzettel und das Recht auf Teilhabe im 
Zweifelsfall für ein Butterbrot verkauft wer-
den muss. Ein Schutz vor staatlicher und ge-
sellschaftlicher Bevormundung, Kontrolle 
und Gewalt – Hauptanliegen der liberalen 
�Erfinder der Menschenrechte – allein ist für 
arme Menschen wertlos. Die formale Freiheit, 
wie sie der Sicherung der politischen Rechte 
und bürgerlichen Freiheiten in der ersten Ge-
neration der Menschenrechte zu Grunde liegt, 
muss daher durch die Gewährleistung der kul-
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turellen, ökonomischen und sozialen Rechte 
ergänzt werden, um tatsächlich in Anspruch 
genommen werden zu können (materielle 
Freiheit). Wo Menschen aus schierer Exis-
tenznot gezwungen werden, menschenunwür-
dige Arbeitsbedingungen zu akzeptieren (also 
ihre Menschenwürde auf dem Markt zu ver-
kaufen) oder aber wie im Fall des Großberg-

baus, die Zerstörung ihrer Umwelt für den 
Bau einer Schule etc. �eintauschen� müssen, 
da bleiben die Menschenrechte ein Privileg 
der Wenigen, der Reichen und Satten. Mit 
dem UN-Sozialpakt von 1966, der die WSK-
Rechte kodifizierte und gültiges Völkerrecht 
darstellt, werden die Staaten, die diesen Pakt 
ratifiziert haben, dazu verpflichtet, die Bedin-
gungen für ein menschenwürdiges Leben zu 
schaffen, sie zu schützen, und wenn Dritte 
diese Rechte nicht respektieren, sie schließ-
lich durch eigenes Handeln auch zu garantie-
ren.  
Die philippinische Menschenrechtsorganisati-
on Task Force Detainees of the Philippines 
(TFDP) erklärt daher: „Menschenrechte - das 
bedeutet in Zeiten von Massenarmut: Zugang 
und Ressourcen neu zu verteilen (The prob-
lem of human rights, in situations of mass 
poverty, is one of redistribution, of access and 

of needs).“ Und weiter: „Entwicklung kann 
nur da wahrhaft stattfinden, wo sie auf die 
Menschen ausgerichtet ist und neben wirt-
schaftlichem Wachstum obersten Wert auf 
soziale Gleichheit, Nachhaltigkeit, Gleichbe-
rechtigung und Teilhabe legt (Development 
can only take real meaning when it becomes 
truly people-centred and places highest pre-

mium on social equity, environmental 
sustainability, gender equality and peoples 
participation alongside economic growth)“ 
(TFDP 1998). Der philippinische Menschen-
rechtsverband PAHRA spricht hier von „Ent-
wicklungsaggression“ (development aggres-
sion) und definiert diesen Begriff folgender-
maßen: „jegliche ökonomische Strategie und 
Politik bzw. jegliches ökonomische Pro-
gramm oder Projekt, das den Interessen der 
betroffenen Menschen widerspricht; jegliches 
Vorgehen, das Menschen ihrer �Lebensmittel� 
(means of subsistence) beraubt oder die Um-
welt und die Lebensgrundlagen zerstört, gene-
rell: Strategien, die von oben nach unten um-
gesetzt werden (top-down) und in das Leben 
von Menschen ohne deren Einwilligung ein-
greifen und ihre Integrität nicht respektieren" 
(nach TFDP 1998). 
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Die Verletzung von Menschenrechten durch 
�Entwicklungs�programme und -projekte ist 
dann nicht minder eine Verletzung der Men-
schenrechte als Zensur oder Folter. 

Der Neoliberalismus und die  
Menschenrechte 

In der Moderne wurde Entwicklung mehr und 
mehr mit Wirtschaftswachstum gleichgesetzt. 
Gerade nach dem 2. Weltkrieg wurde eine 
solcherart verengte Idee von �Entwicklung� 
zur Legitimation von Menschenrechtsverlet-
zungen weltweit – sowohl durch euro-
amerikanische Entwicklungsprogramme als 
auch im Rahmen der asiatischen Entwick-
lungsdiktaturen, der lateinamerikanischen 
Militärjuntas oder den staatssozialistischen 
Einparteienstaaten.2 Sahen die �Zöglinge� 
nicht ein, dass sie �unterentwickelt� waren und 
waren sie weder durch den �stummen Zwang 
der Verhältnisse� noch �eine Politik des Zu-
ckerbrots�3 zum Einlenken zu bewegen, wur-
de �Entwicklung� mit Gewalt gegen jene 
durchgesetzt, die sich dem Fortschritt verwei-
gerten - bis hin zu Mord und Vernichtung.4 
Dabei definier(t)en und implementier(t)en so 
genannte Expert/innen �wissenschaftlich� und 
                                                 
9�>��������	����	"�.�4���� �����"� >���
����:����
���
�
���B���

K 
�<��4��
�������K� ���� )�
�����
�� K��������� 3������ ����8
��
��
�K �-
"���
������.���,��'������9775��

*� -
� ��
� �	������
�
� 
�

�� ��
� ���� L��4������� M#������ ��������M�
��<�� M��������� ��� ����M�� :��� ���� �
����
� �����
� 4�

 �� &�����
'�	<��
���
��#��������/:����������0���

��
��<�

�� �	���	8
��
� 4�

�� ��� ��
�� ����� ������� ���� ����� ���	� �������� 
�� <�� ���
��
���	��� ������	�
�� ����	�  
�<��4��
��&�������	�
� 	���
�
��	�����	�� -
�������4������@�4��� �
�� ���&���� ���?�
&� ������
�
�
����� �C����	� �����	��� N:	�
� �(� 	����� <��� ���	����� -� <���
�
���	��
������O���4����������E,,G���
�����	���
����� ����
���8

�	��
� &�
� ���
��� �
���������
� 1�
�� M�������������M� � �8
<�	
��������	������
���	�
�������
�����

6�.���
� �����
� ����
���	����	�
� �
���������
�&�
���<�� �� �����
�
���	���������	��<���<��������	�
���
����
�����4���� 	�
�;�������
���4������������	�
�3�
���
���4�

�
"�)���������<�� ���������	���
�����
�
�;���������
������)��������������
���C����	�� �����
���&��
��� �	�� ���������
�� '�� 	��� ��<�� -&�
� -����	� ��
� ;����� ����
� ����
'�������
��� ����� ��
��� :�����	����
��� ���� ���	� ���� ) ��4�� �
��
���� $����	� �
����	��� ���� ��
�N����
����	�
� ;����� �� �� ;�������O�
������	
���� ���	� ���� ������
��
�� ����P����������
� �<��� ��<��
���� �����������
�� 4�

� ���� ��
� ��������� ����� 4������ ���	��� ��8
<����4�� �����
�� ���� 1���
��
�<���� &��	�
������ ����� ) �
��	�
�
�	�������
����	�������1���
����������

nicht die Menschen auf demokratischem We-
ge, was als Entwicklung gelten und als gesell-
schaftliches Ziel angestrebt werden soll.  
„Experten definieren einen universell 
wünschbaren Gesellschaftszustand sowie die 
notwendigen Schritte zu seiner Erreichung, 
der Staat sorgt letztlich für die Durchsetzung 
dieser Schritte. Dies kann im Zweifelsfall 
legitimerweise auch mit Gewalt geschehen, 
da die Verfolgung des Entwicklungsziels im 
allgemeinen Interesse, also auch in dem der 
Betroffenen ist“(Ziai 2004)5. Entwicklung 
dient als Rechtfertigung für die Verletzung 
von Menschenrechten, notwendige Opfer, um 
den �großen Sprung nach vorne� zu schaffen. 
Die Verletzung von Gewerkschaftsrechten, 
die Vertreibung von �rückständigen� Indige-
nen von ihrem angestammten Land im Rah-
men von Infrastrukturprojekten, die Inhaftie-
rung von Protestierenden oder Nahrungsmit-
telblockaden sind nur einige dieser 
�Entwicklungsaggressionen�.  
�Entwicklungsaggression� ist also nicht erst 
ein �Kollateralschaden� in Folge neoliberaler 
Wirtschaftspolitik, bekommt nun allerdings 
eine neue Begründung, die den Prämissen und 
Denkzwängen der neoklassischen (liberalen) 
Wirtschaftstheorie und seinem Menschenbild 
entspringt, in dem Alle wie Unternehmer 
agieren, die ihr privates Lebensprojekt zu 
verwirklichen suchen und im Anderen (ob 
Mensch, Tier oder Natur) bloß ein Instrument 
zur Erreichung ihrer eigenen Zwecke und Zie-
le sehen. Mit der grundlegenden Setzung der 
Menschenrechtsidee, dass ein Mensch qua 
Menschsein Träger von Rechten ist, die sich 
letztlich am Machlosesten, am Armen und 
Fremden, am �geringsten meiner Geschwister� 
erweisen, verträgt sich das ökonomistische 
Menschenbild nicht. Der Ökonomismus kennt 
dagegen im Grunde nur zwei 
�Menschenrechte�, das Recht auf unbeschränk-
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te Freiheit und das Recht auf absolutes Eigen-
tum.  
Verschärft wird die Menschenrechtsfeindlich-
keit des Ökonomismus noch dadurch, dass er 
Güterwohlstand (Materialismus) zum obers-
ten persönlichen und gesellschaftlichen Ziel 
erklärt und ihm nichts, auch nicht die Würde 
des Menschen, unantastbar (bzw. heilig) ist. 
Alles hat seinen Preis und ist käuflich – wes-
wegen auch das Tauschprinzip und der Markt 
darüber entscheiden sollen, was geschehen 
soll – und nicht der öffentliche Diskurs. 
So stellt der Beginn der neoliberalen Epoche 
in der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik 
eine einschneidende Veränderung auch für 
das Phänomen der �Entwicklungsaggression� 
dar. Denn während im globalen Norden nun 
der Ausbau des Sozialstaates an ein Ende kam 
und dieser gar Stück für Stück abgebaut wur-
de, wurde für die Länder des Südens das Ende 
der Leitidee vom Entwicklungsstaat eingeläu-
tet. Der historische Einschnitt stellte hier An-
fang der 1980er die Schuldenkrise dar, welche 
die von ihr betroffenen Länder zu Protektora-
ten der internationalen Finanzinstitutionen 
(IFIs) machte. Ziel war jetzt nicht mehr die 
Entwicklung dieser Länder, sondern die 
Schuldendienstfähigkeit. 
Ihre Volkswirtschaften sollten nun mit der 
�Magie des Marktes� und einem Minimalstaat 
international wettbewerbsfähig gemacht wer-
den. Handel und Finanzmärkte wurden libera-
lisiert, soziale und ökologische Schutzvor-
schriften abgebaut und die (ohnehin oft nur 
rudimentär vorhandenen) öffentlichen Institu-
tionen privatisiert – alles im Dienste einer ra-
dikalen �Konsolidierung� der öffentlichen 
Haushalte, von Weltmarktöffnung, Exportför-
derung und der Schaffung eines günstigen In-
vestitionsklimas.  
Der privaten Initiative und dem Markt wurde 
(fast) alles zugetraut, dem Staat kaum noch 
etwas. Weltweit musste sich der Staat vom 
Ziel der �Daseinsfürsorge�, also der umfassen-
den Bereitstellung sozialer Infrastrukturen, 
mehr und mehr abwenden und aus gesell-
schaftlich wichtigen Bereichen zurückziehen. 

„Rolling back the state and unleashing the 
markets“ lautete nun der Marschbefehl.6 
Die Exportorientierung führte dazu, dass an 
Stelle von Grundbedürfnisbefriedigung und 
autozentrierter Entwicklung die Produktion 
von Luxusgütern trat, da nun die Kaufkraft 
der Konsument/innen vor allem im Norden 
über die Ausrichtung der Wirtschaft ent-
schied: Das führte zum Anbau von Soja für 
die Massentierhaltung auf Feldern, auf denen 
Lebensmittel für die heimische Bevölkerung 
wachsen könnte oder zur Abwanderung von 
Ärztinnen in den globalen Norden, die dort zu 
Krankenschwestern und Haushaltshilfen wer-
den. Was interessiert diesen �freien Markt�, 
dass Einheimische das Land brauchen, um 
sich ernähren und wenigstens ihre Grundbe-
dürfnisse erfüllen zu können? Für Golfkurse, 
Bananen und Schnittblumen besteht eben 
mehr �Nachfrage�, denn sie bringen Devisen.  
Aufgabe der öffentlichen Hand war es nun 
vornehmlich, die Rahmenbedingungen und 
Anreize für das Kapital (Investitionsklima, 
niedrige Steuern, kapitalfreundliche Arbeits-, 
Sozial- und Umweltregelungen, Geldwertsta-
bilität) optimal zu gewährleisten, dann aber 
den Markt walten zu lassen, für Gesetz und 
Ordnung zu sorgen und sonst nicht im Weg 
zu stehen. Der Staat drohte, „auf die Rolle des 
örtlichen Distriktpolizisten reduziert (zu) 
werden, um das Minimum an Ordnung auf-
rechtzuerhalten, das erforderlich ist, um die 
Geschäfte zu erledigen“ (Bauman 1997: 322) 
Ganz im Sinne des neoliberalen Sozialphilo-
sophen James Buchanan, der dem „schützen-
den Staat“ die Aufgabe zuweist, das Eigentum 
und die geltenden Regeln zu schützen und ei-
nen „wölfischen Diktatfrieden“ zu sichern, al-
les andere solle dem Markt überlassen blei-
ben. Ein Beispiel hierfür ist die in jüngster 
Zeit eingesetzte 
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�Investitionsverteidigungstruppe� (investment 
defense force), welche die philippinische Prä-
sidentin zum Schutz von Bergwerken, 
Strommasten und anderer Infrastruktur hat 
aufstellen lassen. Jene Truppe, so Arroyo, sol-
le als „Schutzschild für Energie, Bodenschät-
ze (...) und Bergbauunternehmen dienen“ 
(Philippine Daily Inquirer, 8.2.2008). 
All dies führte zu einer gravierenden Verlet-
zung von WSK-Rechten wie etwa dem Recht 
auf Nahrung auf Arbeit, auf Gesundheit, auf 
Bildung oder auf (Weiter-) Entwicklung. Ge-
rade die ärmsten und schwächsten Sektoren 
der Gesellschaft, die Marginalisierten, haben 
unter diesen Strukturanpassungen zu leiden. 
Es war und ist eine Minderheit, die von dieser 
Entwicklung profitiert, was das neoliberale 
Entwicklungsdogma nicht bloß menschen-
rechtsfeindlich, sondern auch undemokratisch 
macht. Eine Koalition von Kaufkräftigen und 
Bessergestellten entsorgt die Demokratie, wo 
sie den Interessen der Akkumulation wider-
spricht. Das Gemeinwesen wird auf den rei-
nen �Standort� reduziert und der Markt als Ort 
der Entscheidung ökonomischer, politischer 
und ästhetischer Fragen tritt immer mehr an 
die Stelle von Diskurs beziehungsweise von 
demokratischen Institutionen.  

Die Philippinen als Fallbeispiel 

„To attract companies like yours, we felled mountains, razed jungles, 
filled swamps, moved rivers and relocated towns — all to make it 
easier for you and your business to do business here.“ - Anzeige der 
philippinischen Regierung 1975 im Fortune Magazine 
 

Die Philippinen sind ein Land, das reich an 
menschlichen und natürlichen Ressourcen ist. 
Es gilt als die älteste Demokratie Asiens. Und 
doch ist es ein Land, in dem über 60 Prozent 
weniger als zwei US-Dollar am Tag zum Le-
ben haben - 34,2 Millionen Menschen in 
�extremer Armut�, die zudem gezwungen sind, 
ein Leben ohne ausreichende soziale Absiche-
rung zu führen. Die öffentlichen Sozialausga-
ben betragen seit vielen Jahren nur fünf Pro-
zent des BIP. Die Regierung wird keine der 
Verpflichtungen, die die Philippinen im Rah-
men des Weltsozialgipfels 1995 in Kopenha-

gen oder des UN-Millenniumsgipfels 2000 
eingegangen sind, erfüllen können.7 
Seit den 1980er Jahren sind den Philippinen 
eine Reihe von Strukturanpassungsprogram-
men vom Internationalen Währungsfonds, In-
ternational Monetary Fund (IWF), der Welt-
bank und der Asiatischen Entwicklungsbank, 
Asian Development Bank (ADB) auferlegt 
worden. Rhetorisch auf den Zug von mensch-
licher Entwicklung aufgesprungen, wird die 
philippinische Wirtschafts- und Strukturpoli-
tik nun de facto vom neoliberalen Dogma der 
�Magie des Marktes� bestimmt und vorrangig 
an Wirtschaftswachstum und globaler Wett-
bewerbsfähigkeit orientiert, an Produktion für 
den Export und - wegen des Schuldendiens-
tes, der automatisch über 30 Prozent des 
Haushalts auffrisst - an der Erwirtschaftung 
von Devisen.  
In Folge der Weltmarktorientierung erschwert 
es die neoliberale Wirtschaftspolitik dem 
Land und den Leuten, für ihre Grundbedürf-
nisse eigenständig (�souverän�) sorgen zu 
können. Die Förderung des Anbaus welt-
markttauglicher, devisenbringender Produkte 
- Bananen, Ananas, Schnittblumen - geht zu 
Lasten des Anbaus der Grundnahrungsmittel 
Reis und Mais, die beide zu Weltmarktpreisen 
importiert werden müssen. In 2008 sind die 
Öl- und Reispreise innerhalb eines Jahres vo-
rübergehend um das Doppelte gestiegen und 
die Philippinen durch ihre Weltmarktabhän-
gigkeit besonders von den Preiserhöhungen 
betroffen gewesen. Unter Preiserhöhungen 
leiden wiederum die unteren Einkommens-
gruppen in besonderem Maße. Investitions-
felder wie Bergbau oder Freihandelszonen, 
die besonders viel Erlös auf dem Weltmarkt 
versprechen oder bereits als weltmarkttaug-
lich gelten, werden staatlich gefördert, mit 
Privilegien ausgestattet und für viele Jahre 
von der Steuerpflicht befreit. Zölle werden 
gesenkt und somit die heimische Wirtschaft 
stärker der Weltmarktkonkurrenz ausgesetzt. 
Die Firmeninteressen der ausländischen Un-
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ternehmen werden denen von Gemeinschafts-
rechten und dem Anliegen einer gesunden, 
nachhaltigen Umwelt und einer politischen 
und ökonomischen Partizipation und Ausge-
wogenheit vorgezogen.  
Die philippinische Wirtschaftspolitik ist auf 
die globale Kaufkraft – das heißt auf die Be-
dürfnisse und Interessen des globalen Nor-
dens, aber auch auf die Japans und zuneh-
mend Chinas – ausgerichtet. Die große Masse 
an Menschen, die nicht mit dem neoliberal 
verstandenen �Fortschritt� Schritt halten kann, 
wird überflüssig und höchstens mit bloß sym-
bolischen Armutsbekämpfungsprogrammen 
abgespeist.8  
Und: Sie haben mit ihrem Land, ihren Res-
sourcen und zuweilen auch ihrem Leben den 
Preis für die neoliberale Entwicklungsstrate-
gie zu bezahlen. Die Profite kommen in erster 
Linie der Elite und den ausländischen Firmen 
zugute. Sie reißen die Kontrolle der Ressour-
cen an sich, die die Eliten seit jeher als eine 
Art Privatbesitz angesehen haben. Eine 
�Ausplünderungsökonomie�, die kurzfristige 
und gemeinwohlblinde Privatinteressen über 
langfristige, nachhaltige Erhaltungsinteressen 
stellt – und über die Interessen der Menschen, 
die marginalisiert wurden, �die nichts zu sagen 
haben�. 
Die Rationalisierung im öffentlichen Sektor 
wie auch in der Privatwirtschaft führt zu hö-
herer Arbeitslosigkeit und die so umworbenen 
ausländischen Investoren schaffen kaum neue 
Arbeitsplätze. Gerade in ihrer Voreingenom-
menheit für das �Big Business� (think big) geht 
die neoliberale Wirtschaftspolitik zu Lasten 
der kleinen und mittleren Betriebe, die in der 
Regel arbeitsintensiver produzieren. Die un-
geschützte Öffnung des Binnenmarktes für 
die übermächtige ausländische Konkurrenz 
führt zum Sterben der dann nicht mehr kon-
kurrenzfähigen Klein- und mittleren Betriebe, 
zu ökonomischer Konzentration, Kartell- und 
Oligopolbildung. Die Arbeitsbedingungen 
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verschlechtern sich, ungeschützte Beschäfti-
gungsverhältnisse, Gelegenheitsarbeit und 
Auslagerung (subcontracting) nehmen zu. 
Der Mindestlohn wird oft nicht bezahlt und 
die Arbeitsstandards werden - gerade in den 
freien Produktionszonen - fortwährend ver-
letzt. Durch die Auslandsmigration kommt es 
zum brain drain, das heißt die Gesellschaften 
in Europa, dem Mittleren Osten und den asia-
tischen Tigerstaaten nutzen Menschen als 
Haushaltsangestellte oder Krankenschwes-
tern, die �zu Hause� als Lehrerinnen oder Ärz-
te tätig sein könnten. 
Neoliberale Wirtschaftspolitik ist eine struk-
turelle Verletzung der WSK-Rechte – weil 
der Staat diese Rechte im Rahmen von ad-
hoc-Armutsbekämpfungsprogrammen bloß 
symbolisch gewährleistet und die Betroffenen 
auch nicht gegen die Verletzung dieser Rech-
te durch private Akteure (= profitorientierte 
Unternehmen) schützt. 
Dabei gilt Präsidentin Arroyo, die in den USA 
Ökonomie studiert hat, als eine der profilier-
testen Verfechter/innen des neoliberalen Kur-
ses. Sie hat 1995 im Senat das Gesetz zum 
Beitritt zur WTO verfochten. Sie hat auch zu 
anderer Gelegenheit stets Privatisierungen, 
eine kapitalfreundlichere Gesetzgebung und 
mehr Weltmarktöffnung angemahnt.  
Dem Land fehlt ein gutes und am öffentlichen 
Interesse orientiertes Management, das heißt 
im politischen Bereich eine gute Führung 
(good governance). Die meisten Senatoren 
und Abgeordneten vertreten in der legislati-
ven Arbeit in der Regel ihre eigenen Interes-
sen. Und wo nicht Gesetze und Regelungen 
die schrankenlose Ausbeutung von Mensch 
und Natur erlauben, kommt es zu illegalen, 
aber nicht verfolgten Übergriffen und Zerstö-
rungen. Internationale Vereinbarungen wie 
die Menschenrechtspakte, nationale Gesetze 
und offizielle Verlautbarungen sind das Pa-
pier kaum wert, auf dem sie geschrieben wur-
den, solange die Durchsetzung und Sanktio-
nierung nur sehr mangelhaft erfolgt. Die Seil-
schaften zwischen �Big Business� und Regie-
rung, der Lobbyismus der wirtschaftsfreundli-
chen Kräfte sind da allemal stärker und engen 
den Spielraum für menschen- und umwelt-
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freundliche Politik bis zur Bedeutungslosig-
keit ein. So beinhaltet etwa auch das Berg-
baugesetz der Philippinen (Mining Act) auf 
dem Papier eine zwingende Konsultation und 
Zustimmung der ansässigen Bevölkerung�  
und einige Umweltauflagen.��  Sie werden 
aber kaum überwacht, die Firmen werden für 
Verstöße nicht zur Rechenschaft gezogen. Es 
mangelt weniger an fortschrittlichen Gesetzen 
in diesem Land, sondern eher an einem gera-
dezu haarsträubenden Mangel an Umsetzung. 
Recht haben ist eine Sache. Doch Recht be-
kommen hat in den Philippinen vor allem viel 
mit verfügbaren Ressourcen zu tun. 

Raubbau an der Natur 

Nicht nur der Mensch, auch die Natur wird 
Opfer von Entwicklungsaggression. Entwal-
dung und Erosion, Wasserverschmutzung und 
die Zerstörung maritimer Flora und Fauna, 
der Verlust an Artenvielfalt - all dies sind in 
den Philippinen Folgen eines zügellosen 
Wachstumsdenkens. 
Die einst umfangreichen Waldbestände des 
Landes werden in einem atemberaubenden 
Tempo abgeholzt. Waren 1982 noch 40 Pro-
zent des Landes von Wäldern bedeckt, so sind 
es 2005 nur noch 24 Prozent gewesen.  
Die größte Umweltbedrohung geht zurzeit al-
lerdings von den Aktivitäten der ausländi-
schen Bergbauunternehmen aus, sollten die 
bestehenden Anträge auf Abbaulizenzen be-
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willigt werden (siehe Artikel Grabowski: 2). 
Der Tagebau - fünfzig mal landintensiver und 
umweltschädlicher als der Untertagebau, je-
doch unter verzerrten Marktpreisen billiger - 
lässt den Baumbestand schrumpfen, vertreibt 
die indigene, angestammte Bevölkerung von 
ihrem Land und vernichtet die Wasserres-
sourcen.  
Das gewaltige Haushaltsdefizit, die enorme 
Schuldenlast, die schwindenden Devisenre-
serven und die verstärkte Konkurrenz mit an-
deren Volkswirtschaften um ausländische In-
vestitionen üben allerdings einen hohen Reiz 
aus, kurzfristige Verwertungsinteressen über 
langfristige Erhaltungsinteressen zu stellen 
und den Raubbau an der Natur mit unvermin-
derter Härte fortzuführen.  

Indigene Bevölkerung 

Gerade die indigene Bevölkerung hat unter 
dem gesetzlichen Vorrang des �nationalen 
Entwicklungsinteresses� zu leiden. Sie ist von 
nahezu allen bislang beschriebenen Entwick-
lungsaggressionen besonders betroffen. So 
sind die Bergregionen (Cordilleras, 
Mindanao), in denen sich indigene Lebenszu-
sammenhänge noch am längsten halten kön-
nen, nicht nur an Goldvorräten reich, sondern 
ebenso an anderen Edelmetallen. Ihre Heimat 
wird zusätzlich durch öffentliche Großprojek-
te zur Verbesserung der Infrastruktur wie 
Staudämme oder Kraftwerke bedroht.11 
Durch diese Projekte wird die angestammte 
Bevölkerung von ihrem Land vertrieben. Di-
rekt, da dieses Land nun dem Abbau der Bo-
denschätze und der Errichtung der notwendi-
gen Produktionsgebäude dienen soll oder 
durch die Abwässergräben überflutet wird. 
Oder nach und nach, da das umgebende Land 
sie nicht mehr ernähren kann, ihre Wasserver-
sorgung zerstört ist oder ihre Häuser einge-
stürzt sind. Und so merkwürdig es klingt: 
Auch Umweltschutz wird zu Ungunsten der 
Indigenen betrieben. Um Umweltvereinba-
rungen einzuhalten, werden bestimmte, welt-
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marktferne Gebiete (sogenannte NIPAS: Na-
tional Integrated Protected Areas) als absolut 
schützenswert deklariert; ökonomische Akti-
vität und menschliche Besiedlung darf hier 
nur unter sehr strikten Bedingungen stattfin-
den (conservation). Die dort ansässigen Be-
völkerungsgruppen werden dann gezwungen, 
ihr Land zu verlassen. Nur wenn sie weit 
überdurchschnittliche Auflagen erfüllen, kön-
nen Indigene einen (kollektiven) Eigentumsti-
tel über ihr angestammtes Land erhalten, „ei-
ne Bedingung, die keinem anderen Privatei-
gentümer auferlegt wird als denen, die über 
ihr angestammtes Land verfügen wollen“, so 
Marvic Leonen, Juraprofessor an der Univer-
sity of the Philippines (mündlich: Januar 
1999). Sie müssen damit rechnen, dass die 
Umweltschutzbestimmungen (Einschränkung 
menschlicher Aktivitäten wie Landwirtschaft, 
traditioneller Anbaumethoden, Beschränkung 
der Bewegungsfreiheit, besonders strikte 
Reinheitsbestimmungen) sehr restriktiv gegen 
sie angewendet werden. Sie könnten sogar 
von ihrem Land vertrieben werden, „wann 
immer der beste Gebrauch des Landes dies 
verlangt“, wie es im Forstgesetz heißt. 
Dorfgemeinschaften werden zudem zerrüttet; 
sei es, weil sie sich über die Projekte zerstrei-
ten oder weil sie durch die erzwungene Emig-
ration zerbrechen. Die Vertreibung vom eige-
nen Land kommt für die Indigenen einer kul-
turellen Vernichtung gleich, die darauf fol-
gende Integration in die Tieflandbevölkerung 
führt oft zu Assimilation an eine westlich ge-
prägte Gesellschaftsform. 
Die Grundprobleme und die Strukturen der 
Menschenrechtsverletzungen, die bei der 
Durchsetzung des Großbergbaus anzutreffen 
sind, treten ganz ähnlich auch in anderen 
�Entwicklungsprojekten� auf. Auf den export-
orientierten Frucht- und Gummiplantagen, die 
seit Anfang des Jahrhunderts von amerikani-
schen Konzernen auf Mindanao errichtet 
wurden; im Zuge der Holzfällerei, die indige-
nen Lebensraum entwaldet, vergiftet und ent-
heiligt und die dort lebenden Indigenen um 
ihre Souveränität gebracht hat; und auch im 
Umfeld der zahlreichen Staudammprojekte in 
Nordluzon, deren Zweck es vornehmlich ist, 

die export- und städtisch orientierte, nicht 
aber grundbedürfnisorientierte Industrialisie-
rung des Großraums Manila mit Energie zu 
versorgen. 

Entwicklungsaggression als Ursache 
klassischer Menschenrechts-
verletzungen 

Neben der strukturell und projektspezifisch 
bedingten Verletzung der WSK-Rechte führt 
Entwicklungsaggression vielerorts auch zu 
Verletzungen der klassischen Menschenrech-
te. An vielen Orten von Entwicklungsprojek-
ten werden Einheiten der Armee oder Polizei 
angesiedelt beziehungsweise paramilitärische 
Truppen stationiert.12 Straßenblockaden und 
andere Widerstandsaktionen werden von Po-
lizei und privaten Sicherheitskräften gewalt-
sam aufgelöst. Wiederholt werden Protestie-
rende sowie Siedler, die sich der Zwangsräu-
mung von ihrem Land widersetzen, verhaftet 
und für Tage hinter Gittern gebracht, Kinder 
eingeschlossen. Auch zu Nahrungsmittelblo-
ckaden ist es in mehreren Fällen gekommen. 
Häuser und Eigentum werden zerstört. Ent-
wicklungsarbeiterinnen und Führer von 
Gruppen, die sich der unsozialen Entwick-
lungspolitik entgegenstellen, werden unter er-
dichteten Tatvorwürfen willkürlich lange hin-
ter Gitter gesperrt oder als Kommunisten be-
zichtigt (red-labeling). Und einige Akti-
vist/innen sind gar unter ungeklärten Umstän-
den tot aufgefunden worden.  
Folter, willkürliche und politisch motivierte 
Verhaftungen, Gewalt und Morde von Seiten 
des Militärs, und das �Verschwinden� von po-
litisch aktiven Menschen haben gerade in den 
letzten Jahren wieder zugenommen. 13  
Bergbauunternehmen erhalten im Rahmen ih-
rer Konzessionen weitreichende Hoheitsrech-
te und können als Staat im Staate agieren. Ihre 
�Sicherheitskräfte� müssen kaum fürchten, je-
mals für Menschenrechtsverletzungen und 
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Gesetzesverstöße zur Rechenschaft gezogen 
zu werden. Wer den Standort für das Kapital 
attraktiv machen will, muss auch im rechten 
Moment ein Auge zudrücken können. 
Zum anderen überhäufen Unternehmen die 
widerständige Bevölkerung mit Klagen, um 
sie so mundtot zu machen. Die Bewohner 
werden ständig mit Gerichtsverfahren über-
zogen, für sie eine große zeitliche und finan-
zielle Belastung. Und ein ungleicher Kampf. 
Denn die Anwälte der Firmen sind natürlich 
mit allen Wassern gewaschen. Und bieten 
dann �großzügig� an: Ihr akzeptiert alle unsere 
Bedingungen, unterschreibt ein MOA (Memo-
randum of Agreement), dann lassen wir diese 
Gerichtsverfahren gegen euch fallen. 
Aber auch die �Erschleichung von Zustim-
mung� ist eine Verletzung der politischen 
Menschenrechte, selbst wenn die nicht unbe-
dingt mit Gewalt einhergeht. Gerade auf dem 
Land, wo feudale Strukturen und 
Klientelpolitik andauern, wird das einfache 
Volk gezwungen, seine Bürger/innenrechte 
(freie und geheime Wahl, Meinungsfreiheit, 
Vereinigungsfreiheit) aufzugeben, um überle-
ben zu können. Es ist dem Druck oder der 
Gewalt, die von den landlords und patrons 
ausgeht, ausgeliefert. Mangelnde Partizipation 
ist also nicht (allein) auf ein mangelndes poli-
tisches Selbstbewusstsein ländlicher Bevölke-

rung zurückzuführen, sondern häufig auf 
handfesten wirtschaftlichen Druck. 
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Entwicklungsaggression Bergbau  

Wie die staatliche Förderung des Bergbaus im Namen der nationalen  
Entwicklung die Menschenrechte der philippinischen Bevölkerung verletzt  

Maike Grabowski 

„A western mine is a hole in the ground 
owned by a liar.“ Mark Twain 
 
Bergbau geht nicht nur in den Philippinen mit 
einer Schädigung der Umwelt und schweren 
Menschenrechtsverletzungen einher. In vielen 
Ländern Asiens, Afrikas und Südamerikas 
führen rücksichtslose Bergbauunternehmun-
gen zu einer wachsenden Militarisierung so-
wie der Zerstörung der Lebensgrundlagen und 
des Wohnraumes der Einwohner, unter Dul-
dung oder sogar Förderung der Regierungen. 
Die Weltbank, die Asiatische Entwicklungs-
bank (ADB) und weitere internationale Fi-
nanzinstitutionen – aber auch deutsche Ban-
ken als Anteilseigner oder Kreditgeber – för-
dern und finanzieren den Bergbau, fordern 
wirtschaftsfreundliche Gesetze und weniger 
Einmischung des Staates. Sie argumentieren, 
dass die Förderung des Bergbaus zu mehr 
Wohlstand und Beschäftigung der Bevölke-
rung in den Abbauländern führen würde:  
„Extractive industries can encourage eco-
nomic growth in developing countries by ge-
nerating revenue and employment and by act-
ing as a trigger for infrastructure develop-
ment, education, training and entrepreneurial 
activity“ (Weltbank 2003:1).14  
In den Philippinen, aber auch anderswo, ist 
auf regionaler Ebene von diesem Wohlstand 
jedoch nichts zu bemerken. Hier ist die Situa-
tion eindeutig – Menschen, die in den Philip-
pinen in der Nähe von Minen leben, sind auf 
Grund der Verletzung ihrer zivilen und politi-
schen Rechte aber auch ihrer wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Menschenrechte 
(Umweltzerstörung, Militarisierung, wirt-
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schaftliche Stagnation, Vertreibung usw.) 
zwangsläufig gefährdeter.15 Nur eine kleine 
Minderheit zieht Vorteil aus den wenigen 
vorhandenen Arbeitsplätzen und der gelegent-
lichen firmengeförderten Gemeindeaktion. 
An der Ausbeutung der Rohstoffe verdienen 
in erster Linie die internationalen und staatli-
chen Unternehmen und eine kleine nationale 
Führungsschicht. Die Menschen vor Ort müs-
sen hingegen die verheerenden Folgen der so-
zialen und ökologischen Schäden, die durch 
den Bergbau entstehen, tragen. 

Wirtschaftsfaktor Bergbau unter aus-
ländischer Kontrolle 

Die Philippinen sind ein Land mit reichen 
Bodenschätzen. Sie besitzen enorme Vorräte 
an Kupfer, Gold und Chromit (Chromeisen-
erz). Des Weiteren gibt es reichhaltige Vor-
kommen an Kohle, Kalkstein, Eisenerz, Silber 
und Uran. Der Wert dieser unerschlossenen 
                                                 
E=����	�������4��������"�+��



 

 Bergbau und Menschenrechte in den Philippinen 

17

Bodenschätze wird auf eine Billion US-Dollar 
geschätzt.16  
Auf annähernd 1,5 Prozent der 30 Millionen 
Hektar großen Gesamtfläche des Landes wird 
zurzeit Bergbau betrieben. Weitere neun Mil-
lionen Hektar sollen Mineralvorkommen ent-
halten. 
Von diesen neun Millionen Hektar befinden 
sich  
fünf Millionen Hektar in den Gebieten indi-
gener Gemeinschaften, mindestens 18 von 30 
prioritären Bergbauprojekten operieren inner-
halb dieser Gebiete. Auf dem Land, das vom 
Bergbau beansprucht wird, befinden sich gan-
ze 30 Prozent des noch verbliebenen Waldes 
(Christian Aid & PIPLinks 2004: 11). 
Zwar macht der Bergbau bis dato einen mi-
nimalen Teil des Bruttoinlandsproduktes aus 
(im März 2007 1, 2 Prozent des BIP), aber der 
Ressourcenreichtum des Landes und die Tat-
sache, dass dem Ministerium für Umwelt und 
natürliche Ressourcen (DENR) im Jahr 2007 
allein 2458 Anträge auf Abbau- und Erkun-
dungserlaubnis vorlagen, über die noch nicht 
entschieden worden war, machen deutlich, 
dass in den Philippinen ein Rohstoffpotential 
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vorhanden ist, das aufgrund der gestiegenen 
Weltmarktpreise und der wachsenden Kon-
kurrenz auf dem Rohstoffmarkt immer stärker 
von multinationalen Unternehmen ins Visier 
genommen wird (Newsbreak 2008: 6).  
Dies macht sich vor allem an den stetig stei-
genden Investitionen in den philippinischen 
Bergbausektor bemerkbar: seit 2004 sind die 
Investitionen, um neue Bergbaugebiete zu er-
kunden und alte zu sanieren, von 264 Millio-
nen US-Dollar pro Jahr auf 605 Millionen 
US-Dollar pro Jahr im Jahr 2007 gestiegen. 
Für die nächsten Jahre werden Investitionen 
von bis zu 4.1 Milliarden US-Dollar jährlich 
erwartet. 
Obwohl die aktuelle Zahl der in den Philippi-
nen operierenden Großbergbauprojekte nicht 
an die Boomzeit der 1980er Jahre heranreicht, 
so wuchs ihre Zahl doch beträchtlich: von 14 
Großbergbauprojekten im Jahr 2003 auf 23 
im Jahr 2008 (Newsbreak 2008: 6).17 Die 
meisten befinden sich in ausländischer Hand, 
unter ihnen auch einige Global Player des 
Bergbaugeschäftes, wie Xstrata, Anglo-
American und BHP Billiton.  

Bergbau als nationale  
Entwicklungsstrategie 

„The business of mining is the business of 
nation-building.”- Benjamin Philip G. 
Romualdez, Vorsitzender der Bergbau-
Kammer der Philippinen, 28. Juni 2007, 
Frankfurt, KFW-IPEX-Bank 
Die philippinische Regierung hat das Poten-
tial dieses Rohstoffreichtums in Zeiten eines 
sich verknappenden Rohstoffmarktes und 
erhöhter globaler Nachfrage erkannt. Sie 
verspricht sich durch den Bergbau einen An-
schub der nationalen Wirtschaft und erhöhte 
Deviseneinnahmen.  
In Koalition mit Wirtschaftsvertretern wird 
von Regierungsseite daher alles versucht, um 
den Großbergbau voranzutreiben. Es werden 
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regelmäßig Mining-Roadshows18 im 
Ausland durchgeführt, um Investoren 
ins Land zu locken und das Jahr 2007 
wurde zum Jahr des »Takeoff« für die 
Bergbauindustrie erklärt.19 

Durch umfassende Marktliberalisierun-
gen und Investitionsanreize soll die 
Bergbauindustrie noch attraktiver für 
ausländische Investoren gemacht wer-
den. Die philippinische Regierung 
schließt sich damit einem neoliberalen 
Entwicklungsparadigma an, nachdem 
sich der freie Markt selbst reguliere und 
mit dem Auslandskapital quasi automa-
tisch Beschäftigungsmöglichkeiten und 
Wohlstand einhergingen. Auslandsin-
vestitionen werden dabei als unerlässli-
che Instrumente betrachtet, um die „na-
tionale Entwicklung“ voranzutreiben. In 
diesem Zusammenhang wird Bergbau 
verstanden, als „assisting in the 
Governments program on poverty 
alleviation and contributing to the 
general economic well being of the 
nation”.20 

Der Mining Act - Ausverkauf der 
natürlichen Ressourcen 

“We will move that foreigners can own 100 % 
of our natural resources in the Philippines in 
order to hasten the economic mobilization of 
our country and our people.” - Jose de 
Venecia, ehemaliger Kongresssprecher und 
einer der treibenden Kräfte hinter der 
Verabschiedung des Mining Act, London 
Mining Roadshow, 26. Juni 2006  
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Flagschiff dieser neoliberalen Politik ist der 
Mining Act. Dieses Gesetz wurde 1995 auf 
Druck der Weltbank, des internationalen 
Währungsfonds, der USA sowie internationa-
ler Unternehmen verabschiedet und sollte da-
zu dienen, die Krise, in der sich die philippi-
nische Bergbauindustrie in den 1980er Jahren 
befand, abzuwenden und den stagnierenden 
Bergbau wieder zu beleben. Durch den Mi-
ning Act (Republic Act 7942) - unter Feder-
führung der damaligen Senatorin und jetzigen 
Präsidentin Gloria Macapagal-Arroyo verab-
schiedet - werden ausländischen Bergbauun-
ternehmen Privilegien gewährleistet, die nach 
Ansicht von Kritikern einem Ausverkauf der 
heimischen Bodenschätze gleichkommen. 
Dieses Gesetz erlaubt eine hundertprozentige 
Eigentümerschaft des Landes und der Res-
sourcen durch ausländische Unternehmen, ei-
ne fünfjährige Steuerfreiheit, einen steuer- 
und zollfreien Import von Investitionsgütern 
und eine hundertprozentige steuerfreie Über-
weisung von Gewinnen ins Ausland. Somit ist 
eine Beteiligung der Einwohner von Berg-
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baugebieten an den Gewinnen offenbar aus-
geschlossen. 
Des weiteren wird den Unternehmen der 
Schutz vor Enteignung zugesagt sowie die ab-
solute Verfügungsgewalt innerhalb ihrer Ab-
baugebiete zugesprochen: Die Unternehmen 
dürfen soviel Holz schlagen und Wasser nut-
zen, wie es für ihre erfolgreichen Operationen 
nötig ist und aus dem gleichen Grund Straßen 
und Gebäude bauen und Dörfer umsiedeln. 
Sie dürfen, wie andere Unternehmen auch, 
den Zugang zu ihrem Betätigungsgebiet (und 
damit auch zu den Siedlungen darin) kontrol-
lieren. 
Die philippinische Regierung ist mit dem 
Bergbaugesetz verpflichtet, alle �Hindernisse� 
aus dem Weg zu räumen, die einem Abbau im 
Weg stehen könnten (Christian Aid & 
PIPLinks 2004: 8). Dies tut sie beispielsweise 
durch eine im Februar 2008 eingerichtete In-
vestment Defense Force (IDF), die dem phi-
lippinischen Militär unterstellt ist, und deren 
Aufgabe es ist, Investitionsprojekte von nati-
onalem Interesse gegen Angriffe und Opposi-
tion von außen zu schützen.21 Nach Berichten 
des NGO-Netzwerkes Panalipdan und der 
Parteiliste GABRIELA haben militärische 
Operationen und Menschenrechtsverletzun-
gen in den Bergbaugebieten seit der Schaf-
fung der IDF zugenommen.22  

Lobbyisten machen Gesetze 

Der umstrittene Mining Act wurde zwar An-
fang 2004 vom Obersten Gerichtshof für ver-
fassungswidrig erklärt, allerdings hob der 
Oberste Gerichtshof nach intensiver Lobbyar-
beit von Bergbaubefürwortern aus Regie-
rungs- und Wirtschaftskreisen sein Urteil nur 
knapp elf Monate später wieder auf.  
Dieses Urteil über die Verfassungsmäßigkeit 
des Bergbaugesetzes wurde zum 
Aufbruchsignal für die Industrie und führte 
zur Formulierung einer nationalen Bergbau-
agenda (National Policy Agenda on 
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Revitalizing Mining in the Philippines (Execu-
tive Order No. 270-2004)) und eines Minerals 
Action Plan zur Erschließung mineralischer 
Ressourcen (Memorandum Circular No. 67-
2004). Das Urteil bereitete auch den Weg für 
die Schaffung eines regierungseigenen Aus-
schusses für Mineralische Erschließung (Mi-
nerals Development Council), einzig dafür 
geschaffen, dem Bergbau den Weg zu berei-
ten.23

 

Der Mining Act beinhaltet zwar auch die Auf-
lage der Konsultation und 
Zustimmung der ansässigen Bevölkerung 
(Free and Prior Informed Consent – FPIC), 
sowie die Einhaltung von Umweltstandards. 
Die Umsetzung dieser Auflagen 
wird jedoch seitens der Regierung unzurei-
chend überwacht und die Firmen werden für 
Verstöße in der Regel nicht zur Rechenschaft 
gezogen. Gesetze, die den Schutz indigener 
Bewohner in Bergbaugebieten sicherstellen 
sollen (so z.B. der Indigenous Peoples Rights 
Act (IPRA)), stehen nur auf dem Papier, sind 
kaum einklagbar oder werden von Verwal-
tung, Polizei, Armee und Richtern schlicht-
weg ignoriert (siehe Artikel Breininger : 8). 
Die Regierung betont zwar, dass sie „verant-
wortliche, sozial verträgliche und ökologisch 
nachhaltige“ Bergbauverfahren unterstützen 
will und die Einhaltung von ökologischen und 
sozialen Standards einfordert. Die betroffene 
Bevölkerung, zivilgesellschaftliche Gruppen 
und kirchlichen Organisationen vor Ort be-
klagen hingegen, dass, wenn es um wirt-
schaftliche Interessen geht, faktisch keiner 
dieser Standards beachtet wird.  
Obwohl internationale Umweltstandards als 
auch die Umweltauflagen des Mining Act 
ökologische Prüfungen des Bergbauumfeldes 
im Vorhinein und im Laufe der Operationen 
vorsehen, wird in einem Bericht des World 
Resources Institute aus dem Jahr 2003 offen-
gelegt, dass sich über die Hälfte aller Schür-
fungs- und Abbaugenehmigungen in ökolo-
gisch stark gefährdeten Gebieten befinden, 
während sechs Prozent der Bergbau-
Pachtungen und Schürfungsgebiete explizit 
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Ökologische und soziale Folgen des Großber gbaus  
Weil es kostengünstiger ist, wird zunehmend im Tagebauverfahren abgebaut, auch wenn dieser 50 Mal 
landintensiver und umweltschädlicher ist als der Untertagebau. Ganze Berge werden gesprengt und dem 
Erdboden gleichgemacht – mit desaströsen ökologischen und sozialen Folgen: 
Die Entwaldung führt zu Erosion, Erdrutschen und Verwüstung. Die Flussläufe verschlammen, und der 
Schlamm macht Felder und Land unfruchtbar. Die Flüsse und das Grundwasser werden durch Quecksil-
ber und Zyanid vergiftet (das gebraucht wird, um das Gold aus dem Gestein zu lösen). Die Abwassergrä-
ben, die eigentlich das giftige Wasser zurückhalten sollen, sind zuweilen undicht (oder bersten gar und 
vergiften dann einen ganzen Fluss und alles anliegende Land, wie etwa 1996 auf der Insel Marinduque 
und 1997 in Sipalay, Negros. 
Der Grundwasserspiegel sinkt, das heißt Quellen und Brunnen versiegen, die Wasserversorgung für Haus 
und Felder wird gefährdet. Das Land sinkt ab, Häuser werden zerstört. Die erdbebenartigen Erschütte-
rungen durch die Dynamitexplosionen belästigen die Bewohner und verursachen Risse in ihren Häusern. 
Dorfgemeinden werden von ihrem Land vertrieben. Direkt, da dieses Land nun dem Abbau der Boden-
schätze und der Errichtung der notwendigen Produktionsgebäude dienen soll oder durch die 
Abwässergräben überflutet wird. Oder nach und nach, da das umgebende Land sie nicht mehr ernähren 
kann, ihre Wasserversorgung zerstört ist oder ihre Häuser eingestürzt sind. 
Dorfgemeinschaften werden zerrüttet; sei es, weil sie sich über die Projekte zerstreiten oder  weil sie 
durch die erzwungene Emigration zerbrechen. Ein Problem gerade für indigene Gemeinden, die unmit-
telbar mit ihrem Land und ihren langjährig gewachsenen Gemeinschaften verbunden sind. 
Zahlreiche Menschen, die den metallischen Giften des Bergbaus ausgesetzt sind, werden krank. Die not-
wendigen Umweltverträglichkeitsscheine (Environmental Compliance Certificates, ECC) gibt es den-
noch. Weil die vage Versprechung (und rechtliche Vorschrift) besteht, dass die Bergbauunternehmen 
nach vollendeter Operation alles wieder renaturieren. 
Quelle: Niklas Reese 2006: 197 

als Schutzgebiete ausgewiesen sind (Wolf 
2006: 14).  

Verlierer der nationalen  
Bergbaustrategie  

„The government likes to say the Philippines 
is a highly mineralized country and point to 
maps showing big gold, copper, or nickel 
desposits in many areas around the country. I 
tell them, yes, that’s true, but those areas are 
aso densely populated and rich in 
biodiversity”. - Antonio La Viña – ehemaliger 
Unterstaatssekretär des Umweltministeriums 
(DENR) (zit. nach Newsbreak 2008: 10) 
Die Philippinen sind aufgrund ihres 
Mineralienreichtums in einer Studie des Fra-
ser Institutes von internationalen Bergbaufir-
men als eines der fünf attraktivsten Abbau-
länder bezeichnet worden (Newsbreak 2008: 

9). Im Gegensatz zu den anderen vier Ländern 
auf der Liste (Russland, Ghana, Brasilien, Pa-
pua Neuguinea) sind die Philippinen aber zu-
gleich extrem dicht besiedelt. Hier leben 

durchschnittlich 277 Menschen pro Quadrat-
kilometer, die von Bergbauaktionen betroffen 
sind oder werden könnten. (siehe Schaubild 
und Karte). Zu den negativen sozialen, ökolo-
gischen und kulturellen Auswirkungen der 
Bergbauaktivitäten zählen Militarisierung 
(siehe Artikel Range), Umweltzerstörung 
(siehe Artikel Böhme) und die Zerrüttung der 
lokalen Gemeinden (siehe Artikel 
Breininger). Die Altlasten des Bergbaus - 
durch die mit dem Bergbau einhergehende 
Umweltverschmutzung wurden bereits 14 
große Flusssysteme vergiftet, die meisten der 
über 800 verlassenen Minengebiete sind bis 
heute nicht renaturiert worden und es kommt 
immer wieder zu verheerenden Umweltunfäl-
len – tragen nicht dazu bei, das Misstrauen 
und den Widerstand der Antibergbauakti-
vist/innen in den Philippinen aufzulösen.  
Im ganzen Land befinden sich zivilgesell-

schaftliche und kirchliche Gruppen aber auch 
lokale Regierungsvertreter in starker Opposi-
tion zu mindestens 14 Großbergbauprojekten 
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(und vielen weiteren kleineren Bergbaupro-
jekten) (Newsbreak 2008:8). 
Sie gehören zu den Verlierern des groß ange-
legten Bergbaus, müssen sie doch die Kosten 
tragen, die die Bergbaufirmen hinterlassen 
(siehe Kasten).  
Aber auch die philippinische Regierung, kann 
als Verliererin ihrer eigenen neoliberalen Po-
litik bezeichnet werden, denn das viel zitierte 
Argument, dass es durch den Bergbau zu neu-
en Arbeitsplätzen, mehr nationalem Wohl-
stand und höherer Devisenerwirtschaftung 
käme, hält einer Überprüfung nicht stand. Der 
Beitrag des Bergbausektors an der Gesamt-
wirtschaft des Landes bleibt unerheblich. Die 
Beschäftigungszahlen im Bergbausektor sind 
zwar von 104.000 im Jahr 2003 auf 152.000 
bis Januar 2008 angestiegen, der Anteil an der 
Gesamtbeschäftigungsrate des Landes liegt 
aber bei gerade mal 0,4 Prozent.24  
Ähnliches lässt sich für den Bereich der Steu-
ern, Abgaben und Tantiemen sagen:  
Die von der Nationalregierung und lokalen 
Regierungsstellen für den Bergbausektor ein-
getriebenen Gelder haben sich von 2003 bis 
2006 von 1,5 Milliarden Pesos (ca. 23,5 Mil-
lionen Euro) auf 6,4 Milliarden Pesos mehr 
als vervierfacht, machen damit aber nichts 
desto trotz weniger als einen Prozent der ge-
samten Staatseinkünfte aus (Newsbreak 2008: 
6). Auch in punkto Armutsbekämpfung weist 
alles darauf hin, dass Bergbauaktivitäten eher 
zu einem Anstieg der Armut vor Ort geführt 
haben. Regionen wie Marinduque und 
Benguet, die auf eine lange Abbaugeschichte 
zurückblicken können, gehören nach wie vor 
zu den ärmsten Regionen der Philippinen 
(Christian Aid & PIPLinks 2004: 22-28). 
 
Vor diesem Hintergrund erschließt sich der 
Nutzen extensiven Bergbaus für die Philippi-
nen dem kritischen Beobachter nicht. Schaut 
man sich die Lebenswirklichkeit der Men-
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schen in den von Bergbau betroffenen Ge-
meinden und den Beitrag des Bergbausektors 
an der Gesamtwirtschaft der Philippinen an, 
so liegt der Verdacht nahe, dass die bergbau-
freundlichen Gesetze vor allem durch Beste-
chung von Parlamentariern und erfolgreiche 
Lobbyarbeit der internationalen Rohstoffkon-
zerne zustande gekommen sind.  
Profiteure sind dabei weder die philippinische 
Bevölkerung noch der philippinische Staat. 
Von den enormen Gewinnen, die durch den 
Mineralienabbau in den Philippinen erwirt-
schaftet werden, profitieren ausschließlich die 
abbauenden Firmen, kollaborierende Regie-
rungsvertreter/innen und die internationalen 
Finanzinstitutionen, die in Bergbauprojekte 
investieren.  
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Das Beispiel deutscher Finanzdienstleister im phili ppinischen Bergbausektor  

Da öffentliche und private Geldgeber in den 1990er Jahren vermehrt dafür kritisiert wurden, nicht genü-
gend auf die Einhaltung ökologischer und sozialer Standards bei ihrer Kreditvergabe zu achten, verwei-
sen heute die meisten deutschen Banken auf ihre Nachhaltigkeitsstrategien, die sozialen, ethischen und 
ökologischen Standards genügen sollen. Trotz aller auf dem Papier existierender Nachhaltigkeitsstrate-
gien sind jedoch mindestens drei Finanzdienstleister als Anteilseigner oder Kreditgeber an umstrittenen 
Bergbauprojekten in den Philippinen beteiligt, die auf massiven Protest der lokalen Bevölkerung stoßen. 
Die Allianz AG hält als größter Anteilseigner 10,2 Prozent der britischen Firma Metals Exploration. 
Metals Exploration arbeitet mit der philippinischen Bergbaufirma Philsaga Mining Corp. zusammen. 
Deren Abbau- bzw. Erkundungsgebiete befinden sich überwiegend in Nueva Vizcaya. In einem der Er-
kundungsgebiete von Metals Exploration gibt es Proteste der ansässigen indigenen Bevölkerung. Mehre-
re Versuche seitens der Gouverneurin Luisa Cuaresma und des Provinzparlaments eine Verlängerung der 
abgelaufenen Erkundungserlaubnis zu verwehren, blieben ergebnislos. Der Protest vor Ort fordert immer 
wieder Opfer: Aktivist/innen werden eingeschüchtert oder verhaftet.  

Die Deutsche Bank gewährte der kanadischen Firma Platinum Group Metals im Januar 2008 einen Fi-
nanzierungskredit von 40 Millionen US-Dollar für den Kauf, die Wiedernutzbarmachung und für zahlrei-
che Aufbauarbeiten zweier Eisennickel-Schmelzereien. Auch der Bergbaufirma Carmen Copper Corpo-
ration, einer Tochter der philippinischen Atlas Consolidated Mining & Development Corp. wurde im Mai 
2007 ein Kredit über 100 Millionen US-Dollar gewährt, um ein Bergbaugebiet in Cebu wiederzubeleben. 
Unbestätigten Informationen zufolge fungiert die Deutsche Bank auch als Broker für das internationale 
schweizer Rohstoffunternehmen Xstrata. Xstrata führt - trotz des Auslaufens seiner Erkundungserlaubnis 
- Probebohrungen in einer Gold-, Kupfer- und Silbermine in Tampakan/Mindanao durch. In dieser Regi-
on befinden sich fünf Flüsse, von denen nahezu die gesamte Wasserversorgung Zentral- und 
Südmindanaos abhängt, und die durch die Bergbauaktivitäten zu vergiften drohen.  

Die Dresdner Bank tritt als Bankier der philippinischen Lepanto Consolidated Mining Company auf. 
Die Firma ist in den Philippinen für ihre mangelnde Auseinandersetzung mit indigenen Rechten, Um-
welt- und Gesundheitsproblemen sowie massive Arbeitsrechtsverletzungen bekannt. Regelmäßige Was-
serproben im Projektgebiet des Teresa Gold Project von Lepanto in Benguet weisen einen auffällig ho-
hen Zyanid-, Blei-, Quecksilber- und Chromgehalt auf. Die Abwasserinhaltsstoffe führen zu einer Ver-
schlackung des Flussbettes und einer Versalzung angrenzender Reisfelder. Neben der Wasserverschmut-
zung sind auch geologische und gesundheitliche Folgen bemerkbar.  
Quelle: Maike Grabowski 2008   
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Internationale Entwicklungsstrategie am Beispiel 
Deutschland  

Eigene Ressourcensicherung unter 
entwicklungspolitischem Deckmantel 

Janine Bergmann 

Die deutsche Regierung und die beteiligten 
Ministerien erarbeiten seit 2007 verstärkt In-
strumentarien und Strategiepapiere, um die 
Sicherung von benötigten Rohstoffen für die 
(Export-) Industrie durch die 'deutsche Roh-
stoffstrategie' zu gewährleisten. Der neue 'po-
litische Ansatz' wird durch eine Reihe von 
Strategiepapieren der Regierungsfraktionen 
formuliert. Diese zielen auf eine Umorientie-
rung der deutschen Außen-, Sicherheits- und 
Entwicklungspolitik. Der Bundesverband der 
Deutschen Industrie (BDI) und die deutsche 
Bundesregierung betonen, die Entwicklungs-
politik müsse zukünftig dazu beitragen, den 
Zugang zu Rohstoffen sicherer zu machen. 
Durch diese Neuorientierung der Energie- und 
Entwicklungspolitik wurde der Weg zu einer 
Zusammenarbeit von Unternehmen und Ent-
wicklungspolitik geebnet und es wird sich in 
naher Zukunft abzeichnen, inwieweit das der 
Startschuss für von der Bundesrepublik unter-
stützte Großbergbauprojekte im Ausland, wie 
auch in den Philippinen, sein könnte.  

Neue Rohstoffstrategie der BRD 

Als Ergebnis des Rohstoffkongresses von 
2005 und nach der Einrichtung der im BDI 
angesiedelten Arbeitsgruppe �Internationale 
Rohstofffragen� folgte die Erarbeitung ver-
schiedener Papiere,unter anderem der neuen 
Rohstoffstrategie der BRD. Die sogenannte 
'Strategie der Öffnung' soll unter anderem die 
Liberalisierung der weltweiten Investitions- 
und Handelsregime bewirken und deutschen 
Unternehmen freien Zugriff auf weltweite 
Rohstoffquellen und Rohstoffindustrien im 

Ausland sichern (Henning/Meienreis 2007: 
5). 
Angesichts der seit 2003 bestehenden Roh-
stoffhausse25 sowie der sich abzeichnenden 
demographischen und wirtschaftlichen Ent-
wicklungen, die eine Verdopplung des welt-
weiten Rohstoffverbrauchs in den nächsten 30 
Jahren erwarten lassen, weist die Bundesre-
gierung bereits seit einigen Jahren auf die Be-
deutung der Rückwärtsintegration für die 
Versorgung der rohstoffverarbeitenden In-
dustrie hin. Mit diesem weiteren Instrument 
fordert die Bundesregierung deutsche Unter-
nehmen auf, sich wieder verstärkt an der Roh-
stoffexploration im Ausland zu beteiligen, 
nachdem sich die Industrie fast vollständig 
aus dem Auslandsbergbau zurückgezogen hat, 
so eine Aussage der Bundesanstalt für Geo-
wissenschaften und Rohstoffe (BGR) aus dem 
Jahr 2006 (Bundesregierung 2007: 8).  
Auf die oben beschriebenen Veränderungen 
der Rohstoffmärkte reagierten deutsche Un-
ternehmen und die Politik mit der neuen Stra-
tegie. Eines der Kernelemente soll die Markt-
öffnung im Ausland in Verbindung mit erwei-
terten staatlichen Hilfen für deutsche Unter-
nehmen darstellen. 
Die deutsche aber auch die europäische In-
dustrie ist im Rohstoffbereich hochgradig im-
portabhängig und verfügen nur über sehr be-
grenzte einheimische Fördermöglichkeiten. 
Diese Abhängigkeit betrifft aber neben den 
energetischen (wie Erdgas und Erdöl) auch 
die mineralischen Rohstoffe wie Eisenerze 
und Metalle, die in der Wertschöpfungskette 
der führenden deutschen Exportindustrie (von 
der Luft- und Raumfahrttechnik über den Ma-
schinenbau, die Elektrotechnik- und Elektro-
nikindustrie bis hin zur Automobilindustrie) 
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von grundlegender Bedeutung sind (Hen-
ning/Meienreis 2007:1f). Derzeit werden bei-
spielsweise für die Produktion eines Compu-
terchips rund 60 Rohstoffe benötigt, die in un-
terschiedlichen Staaten vorkommen und ab-
gebaut werden. 

Falle Natur- und Landschaftsschutz 

Wenn von der Importabhängigkeit im Roh-
stoffbereich die Rede ist, so sollten auch die 
einheimischen Vorkommen in Betracht gezo-
gen werden. Wie in einem 10-Punkte-Papier 
zur Rohstoffpolitik des BDI aufgeführt, wer-
den insbesondere in Deutschland zahlreiche 
Rohstoffvorkommen durch eine künstliche 
Verknappung unzugänglich. Auf politischer 
Ebene werden die geologisch ausreichenden 
Lagerstätten durch Landesplanung und 
Raumordnung reduziert, indem man diese 
Zonen als Schutzgebiete im Rahmen des 
Grundwasser- sowie des Natur- und Land-
schaftsschutzes deklariert. Infolge dessen 
wird sich die Situation der Rohstoffversor-
gung bezüglich lokaler mineralischer Roh-
stoffe weiter verschärfen und es müssen Al-
ternativen gesucht werden. Somit wandert das 
Interesse der Industrie aufgrund von deut-
schen Naturschutzvorhaben in andere, welt-
weite Abbaugebiete, um dort neue Lagerstät-
ten auszuschöpfen. Der Weg für Rohstoffpro-
jekte im Ausland ist somit legitimiert.26    

EU-weite Entwicklung 

Künftig will auch die EU-Kommission Ent-
wicklungspolitik zur Rohstoffsicherung ein-
setzen, wie es im November 2008 anlässlich 
einer Veranstaltung zur europäischen Roh-
stoffsicherheit hieß. Dabei will die Kommis-
sion „die Versorgung mit Rohstoffen künftig 
in Handelsabkommen verankern und in der 
Entwicklungspolitik berücksichtigen.“ Wei-
terführend beziehe sich die Rohstoff-
Sicherheitsstrategie auf die 'instabilen' Staa-
ten, auf deren Territorium sich die für die eu-
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ropäische Industrie wichtigen Rohstoffe be-
fänden. Viele wichtige Rohstoffe seien zu-
sätzlich nur auf wenige Länder verteilt, sodass 
Engpässe in der Versorgung vorprogrammiert 
seien. „Wir müssen handeln, damit die Ver-
sorgung unserer Industrie mit Rohstoffen 
nicht ins Stocken gerät“, sagte EU-
Industriekommissar Günter Verheugen. „Wir 
brauchen faire Bedingungen auf außereuropä-
ischen Märkten, Rahmenbedingungen, die die 
langfristige Nutzung europäischer Rohstoff-
quellen ermöglichen (...)“.27 
Um den Umgang mit verschiedenen Schwie-
rigkeiten, wie ungenügende Infrastrukturbe-
dingungen sowie politische Bedingungen, 
deutscher wie anderer europäischer Unter-
nehmen bei Rohstoffprojekten im Ausland 
entgegenzuwirken, sollten die jeweiligen Re-
gierungen, „die Unternehmen bei ihren Enga-
gements auf außenpolitischem Wege und im 
Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit in 
geeigneter Weise unterstützen“, hieß es bei 
der BDI-Veranstaltung zu „Europäischer 
Rohstoffsicherheit“ weiter.     

Ungebundene Finanzkredite (UFKs) 

Wenn sich die deutsche Wirtschaft – wie ab-
sehbar – künftig wieder zunehmend in eige-
nen Rohstoffgewinnungsprojekten im Aus-
land engagiert, kann sie dabei auf die Unter-
stützung durch die Bundesregierung zählen. 
Erste Pläne der Wirtschaft sind geschmiedet, 
um einen privatwirtschaftlich getragenen 
Fond für Bergbauprojekte im Ausland einzu-
richten (Bundesregierung 2008: 8). Um nun 
die deutschen Investitionen in der weltweiten 
Rohstoffproduktion anzukurbeln, will die 
Bundesregierung diese Unternehmungen ver-
stärkt mit Ungebundenen Finanzkrediten 
(UFKs) unterstützen. Die Entscheidungen 
über UFK- Anträge werden durch einen 
Interministeriellen Ausschuss (IMA ) unter 
Federführung des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Technologie im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium der Finan-
zen, dem Auswärtigen Amt und dem Bun-
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desministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung getroffen.28  
Da diese Finanzierungsmöglichkeit in den 
vergangenen Jahren von der Industrie nur we-
nig genutzt wurde, berieten Regierung und 
der BDI bereits im März 2007, wie dieses Ga-
rantieinstrumentarium sinnvoll weiterentwi-
ckelt werden könne. Im Hinblick auf die 
Ausweitung der deutschen Unternehmen auf 
dem weltweiten Rohstoffmarkt gab es noch 
weitere Zielsetzungen. Bundeskanzlerin Mer-
kel kündigte an, man werde die Informati-
onsmöglichkeiten der Wirtschaft über die 
Entwicklung der internationalen Rohstoff-
märkte in Zusammenarbeit mit den Botschaf-
ten verbessern. Des weiteren formulierte sie 
das Ziel, die gesamtstaatliche Rohstoffpro-
duktivität bis 2020 zu verdoppeln, um die 
Rohstoffabhängigkeit zu verringern (Han-
delsblatt 2007:1). 
Diese UFKs sollen hierbei die Investoren 
nicht mehr nur gegen politische, sondern 
künftig auch gegen wirtschaftliche Risiken 
absichern (Henning/Meienreis 2007:9 f). 

Ein Rückblick: Die Präsidialgruppe 
„Internationale Rohstofffragen“ 

Als Ergebnis des Rohstoffkongresses von 
2005 richtete der BDI eine seinem Präsidium 
angegliederte Arbeitsgruppe 'Internationale 
Rohstofffragen' ein. Den Vorsitz hat Ulrich 
Grillo, ein ehemaliger Spitzenmanager der IG 
Metall. Eine Aufgabe der Präsidialgruppe war 
seitdem die Erarbeitung einer Reihe von Pa-
pieren, die sich mit unternehmerischen und 
staatlichen Strategien zur Rohstoffsicherung 
auseinandersetzen und inhaltlich den zweiten 
Rohstoffgipfel des BDI Ende März 2007 vor-
bereiten sollten. 
Nach Angaben von Ulrich Grillo sind die 
Auswirkungen des Rohstoffpreisanstiegs für 
die deutsche Wirtschaft beträchtlich. Er ap-
pellierte an die Politik, für faire Rahmenbe-
dingungen zu sorgen. Er räumte ein, es sei 
zwar in erster Linie die Sache der Unterneh-
men selbst, ihre Rohstoffversorgung sicherzu-
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stellen. Die Politik sei jedoch gefordert, „in 
der Handelspolitik die Rohstoffbrille aufzu-
setzen“ und für faire Wettbewerbsbedingun-
gen auf den Rohstoffmärkten zu sorgen (Han-
delsblatt 2007: 2). 

Berichtswesen 

Der unter dem Titel „Rohstoffsicherheit – An-
forderungen an Industrie und Politik“ veröf-
fentlichte Ergebnisbericht des zweiten Roh-
stoffgipfels vom März 2007 verwies auf die 
'strategische Bedeutung' der Rohstoffversor-
gung des 'Wirtschaftsstandort Deutschland'.   
Zusammenfassend ist dem Bericht zufolge der 
'Rohstoffhunger der Schwellenländer' ein 
zentraler Katalysator der derzeitigen prekären 
Lage auf den internationalen Rohstoffmärk-
ten. Die Präsidialgruppe 'Internationale Roh-
stofffragen' schlägt daraufhin die Einrichtung 
des Interministeriellen Ausschusses Rohstoff-
politik vor, „der die politischen Kräfte bündelt 
und sich der Anliegen der Industrie an-
nimmt“, um den Problemen der deutschen 
Rohstoffimporteure zu begegnen. Die Mit-
glieder des Ausschusses sollen sich dabei aus 
Vertretern aller mit außenpolitischen Fragen 
befassten Ministerien und des BDI zusam-
mensetzen. In den Bereichen Außen-, Han-
dels- und Entwicklungspolitik bestünde ge-
meinsamer Handlungsbedarf. „Die Politik 
muss sich dort kümmern, wo die unternehme-
rischen Möglichkeiten erschöpft, wo jedoch 
politische Gestaltungsmöglichkeiten vorhan-
den sind“, heißt es in dem Ergebnisbericht 
(Henning/Meienreis 2007: 3 f). 

Der Interministerielle Ausschuss 
Rohstoffpolitik 

Auch Kanzlerin Merkel bot auf dem zweiten 
Rohstoffkongress aufgrund der weltweiten 
Verknappung von Rohstoffen und im Kampf 
gegen Verteuerungen und Verknappungen auf 
den internationalen Rohstoffmärkten den 
deutschen Unternehmen Hilfe an. Die Kanzle-
rin, die als Rednerin geladen war, sprach dort 
von einer entsprechenden Initiative der Bun-
desregierung. Sie verkündete die Gründung 
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eines Interministeriellen Ausschusses, da die 
Politik „die Zeichen der Zeit erkannt“ habe. 
Hinsichtlich der verschlechterten Situation 
auf dem internationalen Rohstoffmarkt sollte 
die alte Annahme, die Versorgung mit Roh-
stoffen sei alleinige Aufgabe der Wirtschaft, 
revidiert werden und folglich solle der Inter-
ministerielle Ausschuss Rohstoffpolitik als un-
terstützendes Medium der Regierung einge-
setzt werden (ebd: 5). 

Erwiesene Rohstoffabhängigkeit? – 
Alternative Einblicke 

Tatsächlich ist der Rohstoffbedarf langfristig 
gedeckt. Dies ist zumindest eines der wich-
tigsten Ergebnisse des Forschungsvorhabens 
'Trends der Angebots- und Nachfragesituation 
bei mineralischen Rohstoffen', das im Auftrag 
des Bundeswirtschaftsministeriums vom 
Rheinisch-Westfälischen Institut für Wirt-
schaftsforschung (RWI) unter Mitwirkung des 
Fraunhofer-Instituts für System- und Innova-
tionsforschung (FhG-ISI) und der Bundesan-
stalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 
(BGR) erarbeitet wurde.29 
Diese Aussage wird jedoch später in der Stu-
die relativiert und es wird davon gesprochen, 
dass einige für Deutschland wirtschaftlich be-
deutende Rohstoffe wie Eisenerz, Nickel, Mo-
lybdän oder Mangan als gesichert einzustufen 
seien und die Versorgungssicherheit impor-
tierter Rohstoffe kritischer werden könnte, zu 
denen Aluminium, Chrom, Flussspat (Fluo-
rit), Germanium (Anwendungen finden sich 
heute in der Hochfrequenztechnik) und De-
tektortechnologie (z.B. als Röntgendetektor), 
Kupfer, Vanadium (Übergangsmetall) und 
Zink gehören. Die Förderung dieser Rohstoffe 
ist auf wenige Länder der Welt konzentriert, 
die als politisch und wirtschaftlich instabil 
gelten.30  
Es stellen sich dem kritischen Beobachter nun 
folgende Fragen: Wohin wird zukünftig der 
Fokus der Entwicklungspolitik unter dem 
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Deckmantel 'Nachhaltigkeit beim Rohstoffab-
bau' gehen? Der Unterstützung durch den ei-
gerichteten Interministeriellen Ausschusses 
Rohstoffpolitik und der finanziellen Zuschüsse 
der Regierung durch Ungebundene Finanz-
kredite können sich die Unternehmungen si-
cher sein. Ist es dann dennoch möglich, da nö-
tig, bei derartiger Bauchpinselei durch die 
Regierung die bereits sicht- und spürbaren 
Nachteile des großflächigen Rohstoffabbaus 
im Blick zu behalten, um sie bei eigenen Un-
ternehmungen zu vermeiden? 
Aufgrund der Gier nach Rohstoffen und 
Edelmetallen, unter anderem in den Philippi-
nen aber auch in anderen Ländern, kommt es 
zum Raubbau an der Natur und zu drastischen 
Verletzungen sowohl der klassischen (bürger-
lichen und politischen) als auch der wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Men-
schenrechte. Wenn wie in den Philippinen die 
Exploration und der Abbau von Ressourcen 
politisch und gesetzlich legitimiert und die 
ausländischen Firmen geradezu mit offenen 
Armen empfangen werden (siehe Artikel 
Grabowski), was sollte dann deutsche Firmen 
und Investoren daran hindern, sich dement-
sprechend im Rohstoffsektor der Philippinen 
zu positionieren? 

Karrengespanne 

Die Entwicklungspolitik läuft hier Gefahr, 
zum Instrument der Wirtschaftspolitik zu ver-
kommen und der Ausbeutung der natürlichen 
Ressourcen in Ländern der Südens Tür und 
Tor zu öffnen. Wenn die Entwicklungspolitik 
zukünftig vor den Karren von Rohstoffinte-
ressen gespannt wird, ist in Frage zu stellen, 
inwieweit sie ihr politisches Ziel der Förde-
rung der nationalen Entwicklung in den je-
weiligen Ländern, gerecht werden kann. So 
heisst es beispielsweise im Zwischenbericht 
zur Rohstoffstrategie oder auf den Seiten der 
Auslandsgeschäftsabsicherung der Bundesre-
gierung ganz lapidar: „Die Bundesregierung 
unterstützt Projekte, die die wirtschaftliche 
Entwicklung in Schwellen- und Entwick-
lungsländern fördern und im besonderen 
staatlichen Interesse der Bundesrepublik 
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Deutschland liegen.“ Und weiter: „Hierzu ge-
hören auch Projekte, die der Rohstoff- sowie 
der Öl- und Gasversorgung der Bundesrepub-
lik dienen“.31 Unter dem Deckmantel und der 
Mitarbeit der Entwicklungspolitik und deren 
Institutionen (wie dem Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung – BMZ) sowie in Verbindung mit der 
Wirtschaft im Rahmen der Rohstoffpolitik be-
steht die Gefahr, auf das Boot der Ausbeutung 
von Natur und Mensch in Entwicklungslän-
dern aufzuspringen, obwohl der ursprüngliche 
politische Ansatz die Förderung deren natio-
naler Entwicklung war.  

Nachhaltigkeitsstrategien auf dem 
Papier  

Die Nutzung von Rohstoffen ist unverzichtbar 
für die wirtschaftliche Entwicklung Deutsch-
lands. Von grundlegender Bedeutung sind 
hierbei die deutschen Exportindustrien. Die 
weltweit gestiegene Nachfrage nach Rohstof-
fen und die damit einhergehenden Preissteige-
rungen zwingen zur Auseinandersetzung mit 
einer am Nachhaltigkeitsprinzip orientierten 
Rohstoffwirtschaft. „Nachhaltige Entwick-
lung bedeutet, die wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Entwicklung so zu gestalten, dass 
die natürlichen Lebensgrundlagen erhalten 
bleiben und dass wirtschaftliches und soziales 
Wohlergehen für gegenwärtige und künftige 
Generationen erreicht werden kann – bei uns 
und weltweit.“32 
Im Entwurf des Fortschrittsberichts zur natio-
nalen Nachhaltigkeitsstrategie 2008 definiert, 
erfordert eine nachhaltige Rohstoffwirtschaft 
„die Nutzung von nicht erneuerbaren und 
nachwachsenden Rohstoffen in einer Weise, 
die gegenwärtigen wie zukünftigen Generati-
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onen vergleichbare wirtschaftliche Potenziale 
ermöglicht und ökologische wie soziale Be-
lastungen vermeidet […] Bei der Erzeugung, 
Gewinnung, Aufbereitung von Rohstoffen 
sowie beim Rohstoffhandel sind angemessene 
ökologische und soziale Standards zu beach-
ten“ (Bundesregierung 2008:14). 

Umweltfragen bei Rohstoffvorhaben 

Auf den Seiten des 'agaportals' - AuslandsGe-
schäftsabsicherung der Bundesrepublik 
Deutschland werden diese ökologischen und 
sozialen Standards noch konkreter benannt. 
Ein wichtiges Anliegen der Bundesregierung 
sei der Umwelt- und Ressourcenschutz. Die 
Prüfung der Rohstoffvorhaben bezüglich ihrer 
ökologischen und sozioökonomischen Aus-
wirkungen sei im Detail notwendig. 
Hierzu würden die Auswirkungen eines Pro-
jektes auf die natürliche Umwelt (Luft, Was-
ser, Boden, Flora und Fauna), das soziale 
Umfeld (z.B. indigene Völker), die Land- und 
Bodennutzung sowie auf archäologische und 
historisch-kulturelle Schutzgüter untersucht. 
Insbesondere zu berücksichtigen seien not-
wendige Umsiedlungen sowie Belange des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes. Bei An-
tragstellung ist eine entsprechende Umwelt-
studie vorzulegen. Ob solche Umweltstudien 
als Garant für ökologisch 'verträglichen' 
Bergbau gelten können, ist zweifelhaft. Wie 
später noch ausgeführt werden wird, vergibt 
beispielsweise das Umweltministerium der 
Philippinen DENR (Department of Environ-
ment and Natural Resources) auch Zertifikate 
der Umweltverträglichkeit ECC (Environmen-
tal Compliance Certificate) an Bergbauunter-
nehmungen, die sich allerdings oftmals schon 
im Vorhinein als äußerst strittig erweisen 
(siehe Artikel Range). Somit sind diese An-
sätze der deutschen Regierung theoretisch als 
vorbildlich zu betrachten, allerdings zeigt(e) 
es sich bereits mehrmals in der (philippini-
schen) Realität, wie schnell firmenpolitisch 
und mit genügend Druck in die entgegenge-
setzte Richtung, heißt sozial und ökologisch 
unverträglich, agiert wurde. Gut für die Fir-
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ma, schlecht für die Umwelt samt der ansäs-
sigen Bewohner. 

Ausblick 

Auch auf der Anfang November 2008 stattge-
fundenen BDI-Veranstaltung zu 'Europäischer 
Rohstoffsicherheit' wurden diese Rahmenbe-
dingungen für die zukünftige Sicherung der 
Rohstoffe für Europa diskutiert. Der BDI 
zeichnete sich hierbei als treibender Akteur 
für die deutsche wie auch kommende europäi-
sche Rohstoffstrategien ab, um deren Umset-
zung auf den unterschiedlichen Ebenen zu 
beobachten. Allerdings scheint auch bei die-
sem Treffen der 'Mitglieder' der europäischen 
Rohstoffsicherung nicht genügend durchdacht 
worden zu sein, was Bergbauprojekte 'vor Ort' 
bedeuten und welche konkreten Rahmenbe-
dingungen bezüglich der Einhaltung ökologi-
scher und soziokultureller Standards erforder-
lich sind und, vor allen Dingen, welche Kont-
rollmechanismen greifen müssen, so ein Jour-
nalist, der an der Pressekonferenz der Veran-
staltung teilnahm.33 Bei der Veranstaltung 
wurde sich lediglich auf die nachhaltige Er-
schließung europäischer Gebiete bezogen und 
die weitere globale Entwicklung nicht in Be-
tracht gezogen, obwohl viele der potentiellen 
Abbaugebiete für die benötigten Rohstoffe 
schon heute außerhalb von Europa liegen. 
Auch wichtige Punkte wie der Schutz indige-
ner Gruppen und mögliche Nutzungs- und 
Rechtssystemkonflikte kamen nicht zur Spra-
che. Die weiteren Schritte und Konsequenzen 
der Rohstoffsicherung von Seiten der Regie-
rungsinstitutionen wie des BDI scheinen noch 
nicht zu Ende gedacht, was eine weitere kriti-
sche Beobachtung erfordert.   
Die Beschaffung von Rohstoffen ist ein As-
pekt, der sehr deutlich zeigt, wie bedeutend 
staatliche Einflussnahme gerade in einem 
strategisch wichtigen Industriebereich sein 
kann. Die Bundesregierung hat außenpoliti-
sche Weichen gestellt. Wohin zukünftig die 
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Reise führt, wird nicht allein von ihren erklär-
ten Zielsetzungen abhängen. Aber es ist zu 
erwarten, dass sich der Trend zu einem ent-
schlosseneren und aggressiveren Vorgehen 
bei der Rohstoffsicherung Deutschlands fort-
setzen wird. Die Regierung strebt auch im In-
teresse der deutschen Industrie eine „gewich-
tigere Rolle für sich in der Welt“ an, so Dr. 
Stefan Mair (Berater der Afrika-Initiative des 
Bundespräsidenten Horst Köhler) (Hen-
ning/Meienreis 2007:12).   
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'Freie' Zustimmung? Wie Zustimmung zu Berg-
bauprojekten erkauft und manipuliert werden kann 
– ein Fallbeispiel  
Lilli Breininger 

Obwohl die Gesetzeslage auf den Philippinen 
de facto einen guten Rahmen für den Schutz 
der Umwelt sowie der Bevölkerung bietet, ist 
es lokal Betroffenen praktisch unmöglich, ih-
re Rechte gegenüber Bergbauunternehmen 
durchzusetzen. Der free and prior informed 
consent (FPIC) gibt indigenen Gruppen das 
Recht, ein geplantes Projekt innerhalb ihres 
Gebietes abzulehnen – oder eben nicht.  
Der Fall der indigenen Subanen in Canatuan, 
Mindanao, verdeutlicht, wie das Gesetz in der 
Praxis manipuliert werden kann.  

Das Recht auf Selbstbestimmung 

Zum Schutz der Umwelt, sowie lokaler und 
indigener Gemeinschaften34, hat die philippi-
nische Regierung einige schlagkräftige Geset-
ze verabschiedet.  
So wurde 1997 der Republic Act No. 8371 
oder auch Indigenous Peoples Right Act 
(IPRA) als herausragender Meilenstein zum 
Schutz der Rechte der indigenen Bevölkerung 
in der Verfassung verankert. Der Gesetzestext 
selbst liest sich vorbildlich und wurde daher 
weltweit als Instrument zum Schutz der 
Grundrechte indigener Gemeinschaften gefei-
ert: Der IPRA sieht das Recht auf kulturelle 
und religiöse Selbstbestimmung, auf politi-
sche Autonomie, das Recht auf Eigentum und 
Kontrolle des kulturellen und geistigen Erbes 
und auch der biologischen und natürlichen 
Ressourcen, sowie das Verbot der rechtlichen 
Diskriminierung indigener Menschen vor.  
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Zudem soll der IPRA indigenen Gemein-
schaften ermöglichen, Eigentumszertifikate 
über ihr angestammtes Land zu erwerben. 
Dieses Zertifikat, namentlich Certificate of 
Ancestral Land Title (CADT) kann in einem 
langwierigen und bürokratischen Prozess er-
worben werden, mit dem die Zertifikatsinha-
ber zumindest theoretisch die völlige Verfü-
gungsgewalt über ihr Land haben.  
Vor dem IPRA konnten indigene Gruppen 
den Vorläufer des CADTs namens Certificate 
for Ancestral Domain Claim (CADC) unter 
dem Administrative Order Number 2 (DAO 
2) von 1993 erwerben. Der CADC bezeichnet 
allerdings nur eine Anforderung auf einen Ti-
tel über ein bestimmtes Gebiet und verspricht 
für das Erlangen eines CADT nach dem In-
krafttreten des IPRA kaum Vorteile. Neben 
den Landtiteln ist das Entscheidungsrecht 
(FPIC) über die Zulassung bzw. Ablehnung 
geplanter Projekte auf angestammtem Land 
ein Hauptpfeiler des IPRA und verhilft den 
Indigenen zur Selbstbestimmung über ihr 
Land (vgl. Gatmaytan 2007).  

Das Recht auf Partizipation 

“No ancestral land shall be opened for mining 
operations without the prior consent of the 
indigenous cultural community concerned.”35 
 
Dieser free and prior informed consent 
(FPIC)36 sieht vor, dass jedem Projekt auf an-
gestammtem Land eine sogenannte 'freie, vo-
rausgehende und informierte Zustimmung' der 
betroffenen indigenen Gemeinschaft voraus-
gehen muss. 
Im Passus des IPRA wird der FPIC beschrie-
ben als „consensus of all members of the 
ICCs/IPs [Indigenous Cultural Communities/ 
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Indigenous Peoples – Anm. der Red.] which is 
determined in accordance with their respec-
tive customary laws and practices that is free 
from any external manipulation, interference, 
and coercion and obtained after fully disclos-
ing the intent and scope of the pro-
gram/project/activity, in a language and 
process understandable to the community. 
The Free and Prior Informed Consent is given 
by the concerned ICCs/IPs upon the signing 
of the Memorandum of Agreement containing 
the conditions/requirements, benefits as well 
as penalties of agreeing parties as basis for 
the consent.”37 Indigene sollen also das Recht 
haben, über angehende Projekte auf ihrem 
Gebiet beraten und über deren Auswirkungen 
umfassend und verständlich informiert zu 
werden. Ihre Zustimmung oder Ablehnung zu 
Projekten auf ihrem Gebiet soll einstimmig 
erfolgen und frei von externer Manipulation 
oder Zwang zustande kommen. Damit wird 
ihnen eine gewisse Kontrollfunktion über ihr 
angestammtes Land zugesprochen – ganz 
gleich ob mit oder ohne Landtitel.  

Ein unabhängiger Vermittler?  

1998 wurde die National Commission for 
Indigenous People (NCIP) geschaffen, um 
den Indigenous Peoples (IPs) bei der Durch-
setzung ihrer Belange zur Seite zu stehen. 
Diese Institution ist dafür verantwortlich, die 
Vorschriften und Regeln des IPRA und FPICs 
umzusetzen. Das Umweltministerium 
(DENR) setzte sich als Vorgänger mit den 
Rechten der Indigenen sowie dem FPIC aus-
einander und wurde später von der NCIP ent-
lastet.  
Auch das Mines and Geosciences Bureau 
(MGB) fällt unter den Aufgabenbereich des 
DENR. Diese beiden Behörden bearbeiten 
Anträge für Bergbaugenehmigungen. Falls 
sich das Operationsgebiet auf angestammtem 
Land befindet, geben sie die Anfrage auf eine 
freiwillige Zustimmung (FPIC) an die NCIP 
weiter (Breininger 24.09.2008). 
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Knapp über die Hälfte der vom Bergbau er-
schlossenen Fläche befindet sich auf ange-
stammtem Land indigener Gruppen (vgl. Vi-
dal 2005).  
Aus der Sicht der Indigenen, basierend auf ih-
ren Erfahrungen mit dem FPIC Prozess, ver-
fehlt die NCIP nicht nur ihre Rolle als unab-
hängige Vermittlerin, sondern verteidigt in 
den meisten Fällen die Positionen der Berg-
bauunternehmen. Dies lässt sich durch die 
mangelhafte Finanzausstattung der NCIP so-
wie ihre Eingebundenheit in die politische 
Agenda der Präsidentin erklären, die ganz klar 
für den Bergbau plädiert. Somit hat sich Prä-
sidentin Arroyo unter dem Schutzmantel des 
IPRA eine neue Marionette erschaffen und 
die Rolle der NCIP als Vermittler in diesem 
Prozess ist alles andere als unabhängig.  

Die 'Verbesserung' der Richtlinien  

Das FPIC wurde nicht erst durch den Mining 
Act und IPRA eingeführt, dieses Zustim-
mungsrecht ist bereits seit 1959 durch die Un-
terzeichnung der Konvention 107 der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation (ILO) zum 
„Schutz und [der] Eingliederung eingeborener 
und anderer in Stämmen lebender oder stam-
mesähnlicher Bevölkerungsgruppen in unab-
hängigen Ländern“38 gesetzlich verankert.  
Dieses Abkommen erlaubte allerdings erheb-
liche Ausnahmen. So wurde das Zustim-
mungsrechts ausgehebelt, wenn Themen der 
nationalen Sicherheit, der nationalen Entwick-
lung oder der Gesundheit der Bevölkerung 
verhandelt wurden. Diese Sonderbestimmun-
gen führten zu einer Aufweichung des Geset-
zes und in der Praxis dazu, dass der Staat je 
nach Belieben indigene Gruppen 'entfernte' 
oder umsiedelte. Wegen heftiger Kritik und 
des Fehlens effektiver Einschränkungsmecha-
nismen gegen diese Willkür des Staates erar-
beitete die ILO 1989 ein neues Übereinkom-
men (169) (vgl. Manuel 2004). 
Die Richtlinien für den FPIC selbst wurden 
ebenfalls mehrmals von der NCIP verändert 
und enthalten einen sehr detaillierten Leitfa-
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den für den Ablauf des Prozesses. Demnach 
soll der ganze Vorgang – sprich die Standort-
ermittlung, Beratung, Versammlungen, die 
letztendliche Entscheidung der betroffenen 
Gruppe sowie gegebenenfalls Verhandlungen 
über die Vertragsbedingungen zwischen der 
Firma und den Indigenen – innerhalb von 60 
Tagen durchgeführt werden (Breininger 
24.09.2008). Die neueste Überarbeitung der 
Richtlinien von 2006 unterscheidet nun auch 
zwischen ‘small-scale‘ und ‘large-scale mi-
ning‘, was aber kaum die Mitbestimmung und 
Entscheidungsfindung der betroffenen Ge-
meinschaft unterstützt (vgl. Muhi 2007). Kurz 
gesagt: Die ‘Verbesserung’ der Richtlinien 
sowie die Bedingungen für den Ablauf eines 
FPIC befassen sich nicht mit den Problemen 
der betroffenen Gemeinden, sondern stellen 
vielmehr einen weiteren Bürokratisierungs-
prozess dar, der es den indigenen Gemein-
schaften erschwert, den Prozess und die Ab-
läufe des FPIC zu verstehen. Der NCIP wird 
daher von indigenen Gemeinschaften und zi-
vilgesellschaftlichen Vertretern vorgeworfen, 
eher im Interesse von Bergbaufirmen, Inves-
toren und philippinischer Regierung zu agie-
ren, als sich für die Belange indigener Ge-
meinschaften einzusetzen.  

Der Fall von Canatuan – Um Leben 
und Gold 

Mindanao ist die größte südlichste Insel der 
Philippinen und bietet neben üppigen Tro-
penwäldern auch reichhaltige Mineralvor-
kommen. Mehr als die Hälfte der landesweit 
von Bergbauaktivitäten bedeckten Fläche be-
findet sich in Mindanao (vgl. Vidal 2005).  
Eines der betroffenen Gebiete ist das Dorf 
Sitio Canatuan östlich von Siocon in 
Zamboanga del Norte, im Nordwesten 
Mindanaos. Die dort ansässigen indigenen 
Subanen39 verteilen sich in mehreren Gruppen 
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über die ganze westliche Halbinsel 
Mindanaos, in alle Provinzen Zamboangas 
sowie in Teilen von Misamis und Bukidnon. 
Eine dieser Subanen Gruppen bewohnte ur-
sprünglich das ganze Küstengebiet um 
Siocon, wurde aber seit den 1960er Jahren 
von Siedlern und Holzunternehmen immer 
weiter in die Berge vertrieben. Heute lebt die-
se Gruppe zurückgedrängt auf dem Berg 
Canatuan sowie den benachbarten Gebieten 
und sichert ihren Lebensunterhalt durch Wan-
derfeldbau, Jagd und Fischfang. Zudem ist 
Canatuan für die dort ansässigen Subanen ein 
heiliger Ort.40 
Seitdem TVI Resources seine Bergbauaktivi-
täten auf dem Gipfel Canatuans begonnen hat, 
ist das Ahnenland der Subanen und deren 
Ressourcen heiß umstritten. Dabei versuchen 
die Subanen die Kontrolle über ihr Territori-
um gegenüber der Bergbaufirma zu sichern. 
Um dies auf legalem Wege zu bestreiten, be-
warb sich diese Subanengruppe unter der 
Führung von Timuay41 Jose 'Boy' Anoy 1994 
um einen anerkannten Titel (CADC) für ihr 
angestammtes Land in der Größenordnung 
von 6.523 Hektar. Etwa zur gleichen Zeit be-
gann das kanadische Bergbauunternehmen 
TVI Resources dort seine Tätigkeiten auf ei-
ner Fläche von 508 Hektar. Darüber hinaus 
sind weitere 35.235 Hektar als Abbaufläche 
beantragt worden (LRC-KsK 2007).42 Das 
Unternehmen erkaufte sich 1997 die Berg-
bauerlaubnis von einem Kleinschürfer na-
                                                                            

$����������� ������	��
� ���� ���� �	
�
��
��� ���� ���� � ���������
�������� 	������	� ��
�� �
�� �������@�	����	� ��
� ���
� � ��� ��������
���������

67� >��� ����	��	��� ���� '���
�
� &�
� #�
����
� �������� ���� � ������
'���
�
������� <���
� ��
��� �
����4�
��
� ;��
4	���� �� ��� ���8
�����������)�
��
�����
�������'���
�
&����	��
����
� ����������
��� ��
�
� ����A
��������	�
�� ���� )������� '�
���� 
��	 � ���� ���
�����
�� )�
��
��&�������	� �	��� ����� ���� '���
�
�#�
 ����
� ��8
��	���
� �
�� ��	����
� <���
�� '�� ����� ���� A
�������� 	��
)�
��
�� ��� ;������
�� ���� ���� '���
�
� ��

�
� 4����� ��� L����
&�
� �	���� ;��
4	���� ���������� '������� ���� #�
����
� �� 
� 3����8
�������
4�����&����	����
����������/����
�
����9*�E 7�977G0��

6E�$����(� /����� $����( 0� ������	
��� ����T���	����� ��
���>������
�
�� ������� ���� ���������� ��������	�� �
�� ������� ����� ����� ��
��� ��8
���
��	���������A
������
� 1����� �������	�����������	
�
�� >����
��� ��
�� �	��
�������
� ����	�� �
���� ��
� �
����
�
 � �����
8
��	����
����� $�����(��$�����( ��
�� '���
�
 �����@����	�������������
$����( ��������	���	���

69<<<�������&��	  �



 

 Bergbau und Menschenrechte in den Philippinen 

32

mens Ramon Bosque in Form eines Mine-
ral Production Sharing Agreements 
(MPSA)43 und eröffnete ein Bergwerk, das 
die von Kleinschürfern gekauften Proben 
weiterverarbeitete. Mit dem ersten ge-
werblichen Gold- und Silberabbau wurde 
aufgrund von bergbaulichen Vorberei-
tungsmaßnahmen und Finanzbeschaffung 
allerdings erst 2004 begonnen. Da die Mi-
neralien dieser Mine bereits ausgeschöpft 
sind, soll der Abbau 2008 langsam einge-
stellt werden (vgl. LRC-KsK 2007).  
Während das kanadische Unternehmen 
nach Goldvorkommen gräbt, versuchen 
die Subanen ihren Lebensunterhalt zu si-
chern. In gewisser Weise treffen hier zwei 
Welten aufeinander, die das gleiche Stück 
Land aus verschiedenen Blickwinkeln be-
trachten. Einerseits: Ein internationaler Be-
trieb ausgestattet mit großen, technischen 
Werkzeugen und ausreichend Kapital, der das 
Ziel verfolgt, in Canatuan das Maximum an 
wertvollen Mineralien auszuschöpfen. Und 
andererseits: Menschen, deren kulturelle Ver-
gangenheit, Gegenwart und Zukunft sowie ihr 
pures Überleben von diesem Ort abhängen. 
Aus der Sicht der ansässigen Indigenen gab es 
daher keinen Grund, dem Bergbauprojekt 
durch ein FPIC zuzustimmen.  

'Teile und Herrsche' 

Es lassen sich grob fünf Methoden benennen, 
wie sich Bergbau- und andere Unternehmen 
die vorgeschriebene Zustimmung erschlei-
chen: Neben Einschüchterung und Gewalt 
zählen dazu: 2. 'carrot politics', also Beste-
chung durch selektive (und meist wenig 
nachhaltige) Entwicklungsprojekte, 3. Täu-
schung durch falsche oder unvollständige In-
formationen 4. Die Spaltung der Gemeinden 
durch eine 'Teile und Herrsche'-Strategie und 
5. die fehlende Beteiligung an den Entschei-
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dungen über die Genehmigung und die Art 
und Weise der Operationen (siehe ausführlich 
Reese 2006). 
In Canatuan zählen der Bau von Straßen, 
Schulen, Häusern, sowie das Sponsern von 
Schulstipendien und anderen Entwicklungs-
programmen zu sehr geläufigen Maßnahmen 
von TVI, um den Widerstand gegen ihre Pro-
jekte zu brechen und sich die Zustimmung 
von Teilen der Bevölkerung zu erkaufen. Die-
se werden nicht im Laufe der Erkundungs-
phase, sondern erst während der Produktions-
phase der Bergbauoperationen vorangetrie-
ben, sozusagen als Teil der sozialen Verant-
wortung der Firma (Company’s Social 
Responsibility (CSR)). Die Anwohner werden 
zwar über das Bergbauprojekt informiert, 
meistens sind die Informationen aber unvoll-
ständig und die materiellen Gewinne für die 
Bewohner werden in den Vordergrund ge-
stellt, eine realistische Einschätzung über die 
Auswirkungen des Bergbaus bleibt daher un-
möglich. So gewinnen die Unternehmen min-
destens eine Stimme für ihr Vorhaben, die 
dann vom NCIP als repräsentative Zustim-
mung (FPIC) der Betroffenen gewertet wird.  
Ähnlich nutzten TVI Resources in Zusam-
menarbeit mit der NCIP verschiedene Mittel, 
um sich die 'freie, vorausgehende und infor-
mierte Zustimmung' für ihr Projekt zu sichern 
und mit auserwählten Subanen weitere Ver-
einbarungen zu treffen. 

Timuay 'Boy' Anoy 
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TVI Resources  
Lilli Breininger 

 
Toronto Ventures Incorporated Resources Development Philippines (TVI Resources) ist eine Tochterge-
sellschaft der kanadischen Rohstoffkompanie TVI Pacific Incorporated. TVI Pacific verfolgt das Ziel der 
Ausbeutung, Aneignung und Entwicklung von Goldminen in der Region Südost-Asien und möchte auf 
diesem Weg zum führenden Goldlieferanten weltweit aufsteigen.  
Neben TVI Resources gehören auch TVI Limited, Exploration Drilling Corporation (EDCO), TVI Miner-
als Processing Incorporated und 20 andere Zweigstellen zur Mutterfiliale TVI Pacific. Die kanadische 
Firma ist schon seit über 15 Jahren auf den Philippinen tätig und betreibt landesweit 14 Bergbauprojekte. 
Darüber hinaus bemüht sich TVI Pacific über sämtliche ihrer Zweigstellen um die Abbaugenehmigungen 
für 23 weiteren Grubenfelder (vgl. Vidal 2005).  
Das Unternehmen arbeitet mit anderen, bereits eingesessenen Großbetrieben zusammen, um das Abbau-
risiko für sich zu minimieren. So nutzt TVI Pacific Kontakte in viele Richtungen, um ihre Bergbaurechte 
und somit ihren Sitz auf dem goldenen Thron der Rohstofflieferanten zu sichern. 
Das Projekt in Canatuan ist eines der fortgeschrittensten Bergbauprojekte in den Philippinen. TVI Re-
sources begann dort Anfang der 1990er Jahre seine Tätigkeiten und erwarb 1997 von einem 
Kleinschlürfer namens Ramon Bosque und seiner Firma Benguet Corporation ein Mineral Production 
Sharing Agreement (MPSA) über das Gebiet in Canatuan. Das Unternehmen errichtete zeitgleich ein 
Bergwerk, das die Stichproben und die von Kleinschürfern erworbenen Proben weiterverarbeitete. Seit 
2004 betreibt das Unternehmen in Canatuan eine Gold- und Silbermine. Die Qualität und Quantität der 
dort abgebauten Golderze erlaubte es TVI Resources, ihre Investitionen binnen kürzester Zeit gewinn-
bringend einzufahren und ihr Unternehmen zu erweitern. Nun versucht die Firma einen flächendecken-
den Tagebergbau zu finanzieren, um die Gold- und Silberproduktion zu maximieren sowie zusätzlich 
Kupfer und Zink zu gewinnen. Dazu wurden zwei Anträge auf  ein Mineral Production Sharing Agree-
ment (MPSA) über 5.427 Hektar gestellt. Zwei weitere Anfragen mit insgesamt 29.808 Hektar warten auf 
eine Erkundungserlaubnis. Zugleich wurde bereits ein Sulfid-Damm für den Kupfer- und Zinkabbau er-
richtet. Die von TVI Resources beschlagnahmten Regionen in Siocon liegen alle im Herzen des Ahnen-
landes der Subanen (vgl. LRC-KsK 2007).  
Das Unternehmen gräbt allein in Canatuan seit 2004 etwa 1,7 Milliarden Peso jährlich aus. Zudem soll 
sich der Ertrag mit dem neuen Kupfer- und Zinkprojekt verdoppeln (ebd.). Das macht TVI Resources für 
die philippinische Regierung zu einem hervorragenden Beispiel, um Werbung für Investitionen ausländi-
scher Unternehmen zu machen.  
Das Projekt in Canatuan verdeutlicht, welcher Mittel sich Bergbauunternehmen bedienen, um das Land 
und seine Ausbeute für sich 'zu gewinnen'. Es kann als Paradebeispiel für die Handhabung sämtlicher 
TVI-Projekte in den Cordilleras, Süd-Luzon, Bicol, Süd-Leyte und anderen Regionen Mindanaos dienen.  

Die Firma realisierte schnell, dass sie den 
FPIC und die Akzeptanz der Subanen in 
Canatuan benötigten, um ihr Bergbauprojekt 
verwirklichen zu können. Daher starteten sie 
eine Kampagne, mit der die Unterstützung der 
Subanen gewonnen und die lokalen Gegen-
bewegungen in die Knie gezwungen werden 
sollten. 
In einem ersten Schritt verbündete sich die 
Firma mit Marciano Sapian, einem selbster-
nannten Subanenführer aus einer benachbar-
ten Region, indem sie ihn bei der Bewerbung 
um einen Landtitel (CADC) unterstützten. 
Diese Anfrage überschnitt sich allerdings mit 

Timuay 'Boy' Anoys Anfrage auf den erwähn-
ten Landtitel (CADC) von 1994. Die zwei 
widersprüchlichen Anfragen auf das gleiche 
Land verzögerten den Prozess um drei Jahre. 
Nichtsdestotrotz erhielt Anoy 1997 einen 
Landtitel (CADC) vom DENR, der jedoch 
wegen des Inkrafttreten des IPRA wieder neu 
bestritten werden musste. Letztendlich, am 
12. Juni 2003, wurde der rechtmäßige Landti-
tel (CADT) über 8.213 Hektar44 des 
Subanenführers Timuay 'Boy' Anoy von Prä-
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sidentin Arroyo persönlich anerkannt. Trotz-
dem erhielt Anoy den eigentlichen Titel von 
der NCIP erst im Mai 200845.  
Dieser Titel nützt Anoy jedoch relativ wenig, 
da es TVI Resources in der Zwischenzeit ge-
lungen war, gravierende Unstimmigkeiten un-
ter den Subanen zu erzeugen, indem sie TVI-
Anhängern finanzielle Unterstützung und ei-
nen Arbeitsplatz in ihrem Betrieb verspra-
chen. Folglich entstanden zwei Gruppen unter 
den Subanen: Verteidiger des Bergbaus, ge-
leitet von Marciano Sapian (der nach seinem 
Tod 2002 durch Juanito Tumangkis ersetzt 
wurde) und eine oppositionelle Gruppe mit 
Timuay 'Boy' Anoy als Anführer. Die TVI 
Befürworter, von denen keiner in dem Berg-
baugebiet ansässig ist, spekulieren dabei auf 
die materiellen Vorteile, ohne sich um ihr 
Land sorgen zu müssen.  
Um den Konflikt der Subanen zu lösen, rief 
Timuay Anoy einen traditionellen Rat der Äl-
testen, auch Gukom sa Pito Kadulongan (Se-
ven Rivers Council of the Subanen), zusam-
men. Der Rat beschloss, dass Sapians Gruppe 
nicht legitim sei und nicht die Interessen der 
ansässigen Subanen in Canatuan vertrete. 
Anoy informierte die NCIP über diesen Be-
schluss und protestierte gegen das Bergbau-
projekt. Um die Subanen wieder zu 'vereinen', 
bestand die NCIP auf ein offizielles Treffen 
eines 'Ältestenrates', der sich aus je 15 Mit-
gliedern beider Gruppen zusammensetzen 
sollte. Während des besagten NCIP-Treffens 
im Oktober 2002 argumentierte Timuay 
Anoy, dass die Entscheidung über die Zu-
stimmung oder Ablehnung des Projektes nur 
von ansässigen Subanen gefällt werden kön-
ne. Aber sowohl die NCIP als auch 
Sapians/Tumangkis’ Gruppe stimmten hierin 
nicht überein: nachdem Anoys Gruppe das 
Treffen wütend verlassen hatte, erklärten die 
Gruppe um Sapian/Tumagkis ihre Zustim-
mung zu dem Projekt, die dann auch vom 
NCIP als rechtmäßig anerkannt wurde. Mit 
diesem Schritt degradierte die NCIP Timuay 
'Boy' Anoy zum lediglich religiösen Führer 
und erkannte ihn nicht als politisches Ober-
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haupt an. Diese Entscheidung wurde somit 
nicht nur einseitig gefällt, sondern vernach-
lässigte zusätzlich den Beschluss des traditio-
nellen Ältestenrates.  

Die Folgen 

Die erkaufte Zustimmung einer 
Subanengruppe, deren Legitimität aufgrund 
der oben geschilderten Tatsachen in Frage zu 
stellen ist, dient der Bergbaufirma als legale 
Grundlage, um ihr Projekt fortzuführen und 
bleibt bis heute der Hauptstreitpunkt unter 
den Subanen. Auf der Seite der Bergbaugeg-
ner entstanden nach Bewilligung des Berg-
bauantrages heftige Widerstandskampagnen, 
Proteste und Streikpfosten, die teilweise bru-
tal niedergeschlagen wurden. Um sich vor 
weiteren wütenden Bewohnern zu schützen, 
suchte TVI Resources die Hilfe der Polizei 
und des Paramilitärs (CAFGU), die ihre An-
lagen absicherten und sie vor Eindringlingen 
schützten. Alle Ansässigen im Bergbaugebiet 
werden bei Widerstandsleistungen gewaltsam 
vertrieben. Auch durch Einschüchterung und 
Bedrohung von Schlüsselpersonen des Ältes-
tenrates sowie Lebensmittelblockaden wurde 
versucht, den lokalen Aufstand mit allen Mit-
teln zu beenden. Mit Hilfe der Pro-Bergbau 
Subanen errichtete TVI Resources Wachpos-
ten um ihre Anlagen, die die Bewohner daran 
hinderten, zu ihrem Wohnsitz zurückzukeh-
ren. Als Reaktion darauf verbündete sich 
Timuay Anoy’s Gruppe mit einigen lokalen 
Kleinschürfern und kommunalen Politikern 
der Region, um kollektive Beschwerden ein-
zureichen (vgl. Doyle et al. 2007).  
Schon seit 1997 sind viele lokale Organisati-
onen auf die Probleme der ansässigen 
Subanen aufmerksam geworden. Auch die 
philippinische Menschenrechtskommission 
(CHR) und das Außenministerium (DFA) 
wurden über die schwerwiegenden Men-
schenrechtsverletzungen informiert. Als die 
Beschwerden auf nationaler Ebene zu keiner-
lei Erfolg führten, wandte sich Anoy und sei-
ne Gruppe schließlich an das Komitee zur 
Eliminierung rassischer Diskriminierung 
(CERD) der Vereinten Nationen. Das CERD 
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hat der philippinischen Regierung zwar Vor-
schläge und Empfehlungen zur Verbesserung 
der Situation nahe gelegt, jedoch gibt es sei-
tens der Präsidentin bisher noch keine Ant-
wort darauf.  
Nationale und internationale Unterstützung 
erhalten die Subanen dagegen von NGOs wie 
dem Tri-People Partnership for Peace and 
Development (Tri-PeaceDev), dem Legal 
Rights and Natural Resource Center – 
Kasama sa Kalikasan (LRC-KsK) und Orga-
nisationen wie MineWatch Canada, Christian 
Aid, Tebtebba Foundation und Amnesty In-
ternational.  
Dennoch operieren TVI Resources bis heute 
auf Grundlage des erschlichenen FPIC und 
stellen sogar neue Anträge zur Erweiterung 
ihres Gebietes für den Kupfer- und Zinkab-
bau.  
Ihre Manipulation mit Hilfe von Bestechung 
und Gewalt hat zu einer tiefgreifenden Spal-
tung der Subanen geführt. Nicht nur der 
Raum zur Beschaffung von Lebensmitteln ist 
nun stark eingegrenzt, auch das aus den um-
liegenden Flüssen gewonnene Trinkwasser 
wird durch die Bergbauanlagen verschmutzt. 
Zudem manifestiert sich eine materielle Ab-
hängigkeit vom Bergbauunternehmen: die 
Bergbaubefürworter unter den Subanen 
scheinen es sich anzugewöhnen, neben den 
bereits gesponserten Einrichtungen und Ar-
beitsstellen auch immer mehr Geldanforde-
rungen (für persönliche Zwecke) zu stellen 
(vgl. Vidal 2005).  
Die Reaktionen der Regierung sind gemischt. 
Denn die Indigenen haben zwar das Recht 
über ihr angestammtes Land, doch dem Berg-
bauunternehmen stehen durch die anerkannte 
Zustimmung die Ressourcen innerhalb jenem 
zu. Solange der Gouverneur der Provinz für 
den Bergbau plädiert, können auch die kom-
munalen Politiker wenig an der Situation än-
dern. So hält sich der Staat an die offiziellen 
Papiere und die unterschriebene Zustimmung 
der Subanen (ebd.).  

Kein Weg zurück 

Wenn auch die Subanen eine der ersten indi-
genen Gruppen der Philippinen sind, denen 
ein Titel (zuerst CADC dann CADT) über ihr 
angestammtes Land zugesprochen wurde, 
zeigt der Fall von Canatuan doch, dass mit 
dieser Auszeichnung keineswegs die dazuge-
hörige angemessene Kontrolle des Besitzes 
verliehen wird. Auf dem gleichen Stück Land 
konkurrieren zwei legal erworbene Rechtsan-
sprüche: Die von TVI Resources erkaufte 
Operationserlaubnis MPSA (1997) gegen 
Anoys Landtitel CADT (1997/2003). Recht-
lich betrachtet spiegelt sich hier das ungelöste 
Problem der Überschneidung von IPRA und 
dem Mining Act wieder.  
Obwohl die NCIP den Indigenen eine recht-
mäßige und informierte Entscheidung “in 
accordance with their respective customary 
laws and practices that is free from any 
external manipulation”46 ermöglichen soll, 
wurde das traditionelle politische System der 
Subanen sowie deren Oberhaupt nicht aner-
kannt und durch den FPIC einer 'erfundenen' 
Führungsperson ersetzt.  
Seitdem die NCIP im Amt ist, hat es noch 
keinen Fall gegeben, bei dem ein internationa-
les Unternehmen die freiwillige Zustimmung 
nicht auf die eine oder andere Weise erlangt 
hat (Breininger 24.09.2008). Statt den Schutz 
indigener Gruppen sicher zu stellen, ver-
schafft die NCIP den Bergbaufirmen mit fort-
schreitender Bürokratisierung mehr Zeit zur 
Durchsetzung ihrer Interessen und intensiviert 
die Streitigkeiten unter den Subanen. Auch 
exekutive Kräfte wie die Polizei mach(t)en 
sich dabei schwerer Menschenrechtsverlet-
zungen schuldig. Zwischen dem Verfassungs-
text des IPRA sowie dem FPIC und der Ver-
fassungswirklichkeit in den betroffenen Ge-
meinden vor Ort klafft eine riesige Lücke.  
Die für Bergbaubefürworter geleistete materi-
elle und finanzielle Unterstützung der Unter-
nehmen ändert die Lebensweise der Gemein-
de schlagartig und drängt deren Entwick-
lungsprozess in eine bestimmte Richtung. Für 
die Bergbaugegner überwiegen in diesem 
Machtkampf um den verheißungsvollen Ent-
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wicklungsaufschwung negative Folgen wie 
Menschenrechtsverletzungen, Armut und 
Marginalisierung. So hinterlassen Bergbau-
projekte gravierende Langzeitschäden in den 
lokalen Gemeinden und zerstören riesige Flä-
chen nicht erneuerbarer natürlicher Ressour-
cen.  
Dennoch bleibt der Bergbau weiterhin ganz 
oben auf der politischen Agenda der Präsiden-
tin: Ob sich mithilfe dieser Strategie der Res-
sourcenausbeutung der nationale Schulden-
berg minimieren und somit die ökonomische 
Situation des Landes verbessern lässt, ist zu 
bezweifeln. Die tiefgreifenden negativen Fol-
gen bleiben jedoch irreversibel.  
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Umweltproblematik des (Groß-)Bergbau am Bei-
spiel Rapu-Rapu 
Daniel Böhme 

“The exploitation of a country’s mineral re-
sources can only be justified if it does not ir-
reparably damage the environment and if it 
benefits the community and the nation as a 
whole. This is beyond all argument”(s. 
DENR 2006: Seite 1).  
Mit diesen Worten beginnt der Untersu-
chungsbericht des Ministeriums für Umwelt 
und natürliche Ressourcen, Department of 
Environment and Natural Resources (DENR), 
zum Bergbau auf der Insel Rapu Rapu. Das 
Flaggschiff philippinischer Investorenpolitik 
im Großbergbau ist in vielen Dimensionen als 
gescheitert zu betrachten. Kritiker des Projek-
tes listen seit Jahren viele soziale, wirtschaft-
liche und ökologische Folgeschäden auf. In 
diesem Artikel soll vor allem untersucht wer-
den, inwieweit sich der Bergbau auf die natur-
räumlichen Gegebenheiten Rapu Rapu‘s aus-
wirkt.  
Der Bezirk Rapu Rapu besteht aus den drei 
Inseln Rapu-Rapu, Batan und Guinangayan, 
die zur Provinz Albay in der Region Bicol 
(Süd-Luzon) gehören. Die Insel Rapu Rapu ist 
etwa 5.589 Hektar groß und zum größten Teil 
von Hügeln geprägt. Bedingt durch die physi-
schen Gegebenheiten bewohnen die etwa 
9.800 Einwohner der Insel vor allem schmale 
Landstreifen entlang der Küste. Unter ande-
rem die Hügel verhindern eine infrastrukturel-
le Verbindung der unterschiedlichen Siedlun-
gen, wodurch fast ausschließlich lokal be-
grenzte Straßennetze existieren. Eine Verbin-
dung zwischen den Siedlungen besteht meist 
nur über den Wasserweg. 
Wie für die Region typisch, beherrschen star-
ke Regenfälle mit sich abwechselnden Phasen 
geringeren Niederschlags das Klima. Vor al-
lem während der Taifunsaison kommt es des-
halb immer wieder zu starken Überschwem-
mungen auf Rapu Rapu.  
Insgesamt 60 Wasserläufe be- und entwässern 
die Inseln und münden in den Golf von Albay 

und den Pazifik. Die Bewohner sind auf das 
Süßwasser der Flüsse und Bäche und das 
Grundwasser ihrer Insel angewiesen, da kei-
nerlei Versorgung über das Meer erfolgt.  
Daneben hängt das Leben der Menschen auch 
stark von den hoch biodiversen Gewässern 
rund um Rapu Rapu ab. Hier leben 26 kom-
merziell nutzbare Fischarten, die von den Fi-
schern der Umgebung regional veräußert 
werden.  
Die Fischerei ist der dominante Wirtschafts-
faktor im Bezirk Rapu Rapu. Jeder dritte 
Haushalt verfügt über ein Fischerboot, über 
3000 Menschen auf Rapu Rapu Island leben 
demnach direkt vom Fischfang. Darüber hin-
aus gibt es viele Familien, die als Fischhänd-
ler o.ä. indirekt von der Fischerei leben.  
Schon in der Vergangenheit war die Lebens-
grundlage dieser Menschen bedroht, die 
Fischgründe nicht vor Zerstörung geschützt. 
Illegale Fischerei und Verunreinigungen 
durch Bergbau beschädigen und zerstören be-
reits seit vielen Jahren Teile der Korallenriffe 
in der Umgebung.  

Zerstörungen durch Bergbau 

Neben der Fischerei (und der Landwirtschaft) 
gilt der Bergbau schon seit vielen Jahrzehnten 
als zweites Standbein der Insel. Seine Anfän-
ge lassen sich bis in die spanische Kolonial-
zeit zurückverfolgen. Die Abbaubemühungen 
wurden jedoch erst in den 1930er Jahren ge-
steigert. Im zweiten Weltkrieg baute hier auch 
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die japanische Armee Metalle ab. In den 
Nachkriegsjahren wurde der Bergbau dann 
nochmals intensiviert. Sowohl Übertage als 
auch Untertage baute die Hixbar Mining Co. 
Kupfer ab, bis die Arbeiten schließlich in den 
1960er Jahren aus wirtschaftlichen Gründen 
eingestellt wurden. Die Abbaurechte verkauf-
te man in den folgenden Jahren mehrmals 
weiter bis sie schließlich in den Besitz des 
kanadischen Konzerns Toronto Ventures Inc. 
(TVI) übergingen. Bis 1998 betätigten sich 
TVI und Goldrush Mineral Corp. mit der Er-
kundung von Abbaumöglichkeiten auf Rapu 
Rapu (vgl. Greenpeace Southeast Asia 2006: 
Seite 23ff). 

(Um)Wege des legalen Bergbaus  

Bereits im Jahr 1997 handelte der australische 
Konzern Lafayette Mining Limited (LML) ei-
nen Erkundungsvertrag für eine Fläche von 
1.719 Hektar mit dem philippinischen Mines 
and Geosciences Bureau aus. Dabei ermög-
lichten wichtige Ereignisse im folgenden Jahr 
überhaupt erst den Einstieg australischer 
Bergbaukonzerne in die philippinische Wirt-
schaft.  
LML gründete eine philippinische Tochterge-
sellschaft namens Lafayette Philippines Inc. 
(LPI). 
Die philippinische Regierung handelte einen 
Rahmenvertrag über Abbaurechte für Gold, 
Kupfer und Silber mit TVI und einem weite-
ren Konzern aus. 
LPI gründete ebenfalls, zusammen mit zwei 
anderen Firmen, eine Tochtergesellschaft, die 
Rapu Rapu Minerals Inc. (RRMI), von der 
LPI 40 Prozent der Besitzanteile zeichnete. 
LPI und RRMI gingen nun ein Joint-Venture 
mit TVI ein, die die Abbaurechte für Rapu 
Rapu besaßen, wodurch Lafayette langsam 
die Kontrolle über das Management und den 
Abbau auf der Insel erlangte.  
Lafayette tätigte in den folgenden Jahren noch 
mehrere solcher Geschäfte und erlangte so 
nach und nach die Kontrolle über den gesam-
ten Produktionszyklus – vom Abbau bis zur 
Verschiffung (vgl. Greenpeace Southeast Asia 
2006: Seite 24ff). 

Durch das - oben schon sehr vereinfacht dar-
gestellte - Geflecht aus Tochterfirmen und 
Joint-Ventures konnte die Beteiligung durch 
den australischen Konzern LML auf einem 
Minimum gehalten werden, während man 
(fast) die totale Kontrolle über das Projekt er-
langte. 
Nach einigen Unterstützungsmaßnahmen 
durch die philippinische Regierung begann 
LPI im Juli 2004 mit dem Bau der Mine und 
seiner Infrastruktur. Im Juli des Folgejahres 
wurde mit dem Abbau von Gold, Kupfer, 
Zink und Silber auf dem insgesamt rund 
4.463 Hektar großen Gelände begonnen. Ver-
glichen mit der Gesamtfläche der Insel (5.589 
Hektar) werden die Ausmaße des Projektes 
noch deutlicher. Bisher wurden jedoch nur auf 
verschiedenen kleineren Teilen der Projekt-
fläche Metalle abgebaut. Der größere Teil gilt 
als mögliches Erweiterungsgebiet und kann 
bei Bedarf von den Minenbetreibern genutzt 
werden. 
Das Bergbaugelände umfasst dabei nicht nur 
die eigentlichen Minen, sondern auch einen 
Verladehafen, Arbeiterunterkünfte, Rückhal-
tebecken und Anlagen zur Gesteinsaus-
waschung und Weiterverarbeitung. Hier wer-
den die Metalle mithilfe des flotation circuit 
(Kupfer und Zink) und des Carbon-in-Leach 
circuit (Gold) von den restlichen Bestandtei-
len des abgebauten Gesteins getrennt. Ver-
schiedene Untersuchungen in der Vergangen-
heit haben belegt, dass Lafayette hierfür u.a. 
Natriumcyanid und Schwefelsäure nutzt, die 
als hoch giftig gelten (s. unten). Für die bei-
den angewendeten Verfahren werden große 
Becken benötigt, die vor allem die Chemika-
lien fassen sollen. Deswegen hat LPI mehrere 
solcher Becken im Bereich der Industrieanla-
gen bauen lassen, die über ein Netz von Pum-
pen und Abflüssen miteinander verbunden 
sind. Dämme sollen ein Überlaufen verhin-
dern (vgl. Greenpeace Southeast Asia 2006: 
Seite 44ff). 

„Proargumente“ für den Bergbau 

Ein Bergbauprojekt dieser Größenordnung 
bleibt natürlich nicht ohne Auswirkung auf 
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die Umgebung und die in der Region leben-
den Menschen. Lafayette betonte gegenüber 
jedoch Kritikern immer wieder, dass die 
Auswirkungen nicht alle negativ seien und 
stellte die (wirtschaftlichen) Vorteile des 
Bergbaus auf Rapu Rapu in den Vordergrund. 
Die Menschen der Region seien äußerst arm 
und die Regierung finanziell nicht in der Lage 
die notwendige Infrastruktur (Bildung und 
medizinische Versorgung) zu unterhalten. 
Durch neue Arbeitsplätze und lokale Steuer-
einnahmen werde die Wirtschaft angekurbelt 
und somit der Weg aus der Armut für viele 
Menschen möglich. Da die Umwelt bereits 
beschädigt sei, richte ein Abbau der Boden-
schätze kaum zusätzlichen Schaden an. Viel-
mehr sollten sich die Einwohner über die Bo-
denschätze und deren Abbau glücklich schät-
zen, da oben genannte Investitionen sonst nie 
getätigt würden. 
Die positiven Prognosen seitens Lafayette ha-
ben sich jedoch nicht erfüllt und viele Ver-
sprechungen der Firma wurden nicht einge-
halten, was ich im Folgenden kurz skizzieren 
werde. 
Durch verschiedene Verträge und Abkommen 
zahlten die auf Rapu Rapu tätigen Großkon-
zerne zu Beginn ihrer Tätigkeit praktisch kei-
ne - und später verringerte Steuern. Lafayette 
stellte zwar 948 Arbeiter ein, von denen aber 
nur 32 Prozent aus Rapu Rapu selbst kamen. 
Die lokale Wirtschaft konnte vom Betrieb des 
Bergbaus nicht (wie angekündigt) profitieren. 
Dies liegt vor allem an der durchgängigen 
Selbstversorgung der Mine. Die Angestellten 
nutzen firmeneigene Boote und lassen sich 
von größeren Firmen aus der Provinzhaupt-
stadt beliefern. Die (geringen) Einkommen 
der 305 Arbeiter aus Rapu Rapu haben über-
dies keinen großen Einfluss auf die lokale 
Wirtschaft. Nur im Bereich der direkten wirt-
schaftlichen Unterstützung und durch auf 
Gemeindeebene angesiedelte Entwicklungs-
programme (Community based development 
projects) gelang es den Konzernen an mehre-
ren Stellen kleinere einkommensgenerierende 
Projekte aufzubauen (vgl. Greenpeace 
Southeast Asia 2006: Seite 48ff). 

Negative Auswirkungen  

Soviel zu den (angeblichen) Proargumenten 
für Bergbau auf Rapu Rapu. Im folgenden 
sollen nun die ökologischen Folgen betrachtet 
werden.  
Diese lassen sich am besten in fünf Punkte 
gliedern: 
 
1. Ausverkauf der Bodenschätze 
 
Einmal abgebaut und verkauft bringen die 
Bodenschätze höchstens einen kurzfristigen 
Profit. Nach der geplanten Projektdauer von 
fünf bis sieben Jahren hinterlässt vor allem 
der Tagebau nicht viel mehr als große Löcher 
im Boden. Nachfolgende Generationen haben 
wenig von dem vermeintlich „schnellen Geld“ 
des Bergbaus. 
 
2. Tiefgreifende Veränderung der Landschaft 
 
Die durch den Tagebau entstandenen Löcher 
sollen zwar nach Beendigung des Bergbaus 
geflutet werden. Jedoch kann den ehemaligen 
Bergbauflächen, womit auch die Bereiche der 
Verarbeitung gemeint sind, keine neue Nut-
zungsfunktion zugeordnet werden. Auch aus 
hydrologischer Perspektive scheint eine Nut-
zung der Flächen z.B. durch Landwirtschaft 
nur schwer vorstellbar. Vielmehr bleibt ein 
(ökologisches) Folgerisiko für die Bevölke-
rung, zum Beispiel durch Erdrutsche, beste-
hen.  
 
3. Erosion und Überflutungen gefährden die 
Dörfer und Felder 
 
Die Kombination von - menschlich geschaf-
fenen und natürlich entstandenen- steilen 
Hängen, massiver Rodung, lockerem Erdreich 
und starken Regenfällen sorgt immer wieder 
für Erosionen bis hin zu Bergrutschen, die 
auch die lokale Bevölkerung bedrohen. Die – 
wenig gesicherten – Dämme drohen zudem zu 
brechen, wodurch Teile der Insel überspült 
würden. Sedimentablagerungen können die 
Wasserläufe verengen, wodurch ihre Wasser-
aufnahme- und Durchflusskapazität einge-
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schränkt wird, was wiederum zu erhöhter 
Überflutungsgefahr führt. 
 
4. Chemische Belastung der Minenabwässer 
 
Für die Belastung der Minenabwässer mit gif-
tigen Chemikalien und Säuren gibt es zwei 
verschiedene Ursachen. Zum Einen enthält 
das nicht benötigte Gestein, sozusagen der 
Abfall der Mine, Sulfide. Diese - natürlich 
gebundenen - Stoffe reagieren bei Kontakt 
mit Sauerstoff und Wasser zu Schwefelsäure 
und Roteisensulfat. Schwefelsäure ist stark 
ätzend und als Oxidationswirkstoff fähig 
Schwermetalle (z.B. Quecksilber, Arsen, 
Kadmium und Blei) zu lösen. Schwermetalle 
wie Kadmium gelten als hochgiftig und ste-
hen im Verdacht z.B. Krebs auszulösen. Diese 
Art der chemischen Belastung ist zwar vom 
Menschen verursacht, wird aber von natürli-
chen Umständen begünstigt. 
An anderer Stelle werden aber Chemikalien 
vom Menschen selbst eingebracht. Wie oben 
bereits angedeutet verwendet Lafayette zur 
Gewinnung von Gold, Kupfer und Zink zwei 
Verfahren, zu denen auch der Einsatz von 
Chemikalien gehört. Neben dem stark toxisch 
wirkenden Natriumcyanid werden hier auch 
Schwefelsäure und viele weitere Substanzen 
eingesetzt. 
Ist die Lagerung und Entsorgung der entste-
henden oder genutzten Chemikalien nicht ge-
geben und dringen derartige Substanzen aus 
dem Minengelände aus, kann es zu schweren 
Schäden an der Natur und Gesundheitsrisiken 
für die Bevölkerung kommen. 
 
5. Hohe Schadensrisiken für Meeres- und 
Flusshabitate 
 
Gelangen diese Stoffe und Sedimente in die 
Wasserläufe und das Meer können sie schwe-
ren Schaden anrichten. Sie trüben das Wasser 
ein, was wiederum den Lichteinfall und somit 
die Photosynthese reduziert. Die sich auf den 
Unterwasserpflanzen ablagernden Sedimente 
stören die Nahrungsketten und zusätzlich be-
einträchtigen Chemikalieneintrag, sowie Ver-
schmutzungen durch Öl und Abfälle das 

Unterwasserleben. Stoffe wie Kadmium kön-
nen daneben auch in geringen Mengen viele 
Lebewesen töten. Dies kann unter Umständen 
zum weitflächigen Fischsterben, sogenannten 
fish killings führen (s. unten).  
Obwohl die meisten Verunreinigungen über 
die Wasserwege geschehen, können Schäden 
auch an der Flora und Fauna um die Wasser-
läufe herum auftreten. So wurde eine erhöhte 
Schwermetallbelastung in Pflanzen nachge-
wiesen, die auch die Tierwelt beeinträchtigt.  
(vgl. Greenpeace Southeast Asia 2006: Seite 
40ff und DENR 2006: Seite 12ff) 

Fahrlässige Umweltzerstörung  

Im Fall Rapu Rapu sind die meisten der oben 
beschriebenen ökologischen Schäden bereits 
eingetreten. Die beiden drastischsten Um-
weltunfälle auf Rapu Rapu ereigneten sich am 
11. und 31. Oktober 2005. Gerade einmal vier 
Monate nach Inbetriebnahme der Mine durch 
Lafayette traten innerhalb kürzester Zeit 
Chemikalien und Minenabwässer aus.  
Am 11. Oktober 2005 fiel eine Hauptpumpe 
der Verarbeitungsanlage aus. Da die, für ei-
nen solchen Fall vorhandene Ersatzpumpe 
nicht funktionstüchtig war, lief 
zyanidbelastete Flüssigkeit in ein dafür kon-
zipiertes Notabflussbecken. Da dieses Becken 
im Vorfeld aber nicht geleert worden war, lief 
es über. So gelangte zyanidhaltige Flüssigkeit 
in zwei nahgelegene Bäche.  
Am 31. Oktober 2005 brachten starke Regen-
fälle ein Becken mit zyanidhaltigen Abwäs-
sern fast zum Überlaufen. Aus Angst vor ei-
nem Dammbruch wurden die Abwässer zum 
Teil in zwei nahegelegene Bäche abgeleitet. 
Beide Zwischenfälle führten zu einer erhebli-
chen Belastung der Wasserläufe und des Mee-
res mit Zyanid. So ergaben Messungen des 
DENR nach dem ersten Zwischenfall einen 
633fach höheren Zyanidwert als der vom 
DENR vorgegebene Standard. Bei einer Was-
seruntersuchung drei Tage nach dem zweiten 
Vorfall war die Belastung noch 356fach über-
schritten (vgl. DENR 2006: Seite 16). 
Die hohen Zyanidbelastungen verursachten 
fish killings: An den Mündungen der betrof-
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fenen Bäche spülte die Brandung kurze Zeit 
nach den Vorfällen tote Fische und Krebstiere 
an den Strand.  
Aus Angst vor mit Schwermetallen belasteten 
Fischen mieden in der Folge viele Menschen 
Fisch aus der Region (fish scare).  
Diese Vorfälle bleiben die 
bestdokumentiertesten rund um den Bergbau 
auf Rapu Rapu. Unzählige Institute und Or-
ganisationen veröffentlichten hierzu Untersu-
chungs- und Empfehlungsberichte. Auch die 
Regierung untersuchte die Vorfälle. Doch 
obwohl der Untersuchungsbericht eindeutige 
Beweise für Versäumnisse seitens Lafayette 
darlegte und eine Wiederaufnahme des Berg-
baus an strikte Auflagen koppelte, wurde die 
Mine bereits wenige Wochen nach den Vor-
fällen wieder betrieben.  
Leider ließen weitere Fischsterben nicht lange 
auf sich warten. Während eines Interviews im 
Frühjahr 2007 auf Rapu Rapu erfuhr ich von 
neuen fish killings: Immer wieder werden tote 
Meerestiere an den Strand gespült. In den 
meisten Fällen scheinen die Ausmaße dieser 
Ereignisse jedoch in einem kleineren Umfang 
zu sein, als bei den gut dokumentierten Vor-
fällen aus 2005. 
Die oben erläuterten ökologischen Folgen 
ziehen nicht nur wirtschaftliche, sondern auch 
soziale und gesundheitliche Probleme nach 
sich. Viele Ängste der Bevölkerung vor 
Krankheiten konnten zwar durch Studien 
nicht bestätigt werden, in einem Interview mit 
einem Arzt erfuhr ich jedoch vom Auftreten 
einiger Krankheiten und Beschwerden der lo-
kalen Bevölkerung, die man hier vorher kaum 
oder überhaupt nicht kannte. Der Mediziner 
betonte besonders die Zunahme von Allergien 
und Hautirritationen (Quelle: Eigenes Inter-
view vom 5. März 2007).  
Aus den Sicherheitshinweisen der oben ge-
nannten Chemikalien und Schwermetalle las-
sen sich Informationen über den möglichen 
Ursprung vieler Krankheitsbilder auf Rapu 
Rapu ziehen. Allein Kadmium kann zum Ab-
bau der Knochendichte, der Störung des Ner-
vensystems und des Immunsystems und mög-
licherweise zum Ausbruch von Krebs führen.  

Und wie geht’s weiter? 

Lafayette setzte seine Arbeit in den letzten 
Jahren unverändert fort. Ende 2007 ging dem 
australischen Mutterkonzern jedoch das Geld 
aus, weshalb viele Menschen bereits an ein 
Abschluss des Bergbaus glaubten. Im August 
2008 erklärte aber der Chief Executive der 
Malaysia Smelting Corp., Dato Mohd Ajib 
Anuar, dass der Anteilseigner am Rapu Rapu 
Polymetallic Project die Arbeit auch ohne La-
fayette fortsetzen will. Dazu will Malyasia 
Smelting Corp., die bisher 30 Prozent der An-
teile am Projekt halten, zusammen mit dem 
Konzern Korea Resources Corp. zwischen 40 
und 50 Millionen USD in die Reaktivierung 
investieren (s.u.a.http://www.financial.de vom 
04.11.2008). 
Es bleibt abzuwarten, ob sich die Abbaube-
dingungen zugunsten der Umwelt und der 
Menschen der Region verbessern. Ein um-
weltverträglicher Bergbau nach den Vorstel-
lungen des DENR (siehe Anfangzitat) und der 
Bevölkerung scheint jedoch wenig realistisch: 
Die schwerwiegende Bedrohung für das emp-
findliche Ökosystem der Insel und seine Be-
wohner bleibt durch den weiteren Betrieb der 
Mine bestehen.  
�
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Weggeräumt - Wo das Recht auf ein Zuhause 
nichts wert ist  
Dr. Jochen Range 

 
Philippinische Nichtregierungsorganisationen 
erhielten am 22. März 2008 die Nachricht, 
dass der Bauer Emilio Pumihic aus der Ort-
schaft Didipio in der Provinz Nueva Vizcaya 
angeschossen und schwer verwundet wurde 
(Gregorio 2008: 1). 47 Laut Zeugen waren die 
Täter Sicherheitskräfte des australischen 
Bergbauunternehmens OceanaGold 
Philippines, Inc. Ein Angehöriger der Sicher-
heitskräfte feuerte aus nächster Nähe auf Emi-
lio Pumihic, als dieser versuchte, das Haus 
seines Nachbarn vor einem Abrissteam von 
OceanaGold zu retten. Seit Dezember 2007 
wurden in Didipio mehr als hundert Häuser 
von Indigenen ohne gerichtliche Grundlage 
abgerissen. Die Bewohner erhielten keine 
oder nur eine sehr geringe finanzielle Ent-
schädigung dafür, dass sie ihre Häuser räu-
men und ihr Land verlassen mussten.  
Diese Zwangsräumungen zugunsten von Roh-
stoffkonzernen sind nur die Spitze des Eis-
bergs. Die Regierung von Präsidentin Gloria 
Macapagal Arroyo fördert den Bergbau ohne 
Rücksicht auf die Bevölkerung. In fast allen 
bereits betriebenen Projekten ließen die jewei-
ligen Bergbauunternehmen, häufig unterstützt 
durch Polizei oder Militär, die Häuser der in-
digenen Bewohner zerstören. In einer Reihe 
von Fällen, seit 2001 mindestens 1848, fielen 
aktive Gegner des Bergbaus politischen Mor-
den zum Opfer (Gregorio 2008, Amnesty In-
ternational 2006). 
Soweit die Bewohner der für den Bergbau 
ausgewiesenen Gebiete nicht gewaltsam ver-
trieben werden, entzieht ihnen der rücksichts-
lose Bergbau und die damit fast immer ver-
bundene Umweltzerstörung häufig die Le-
bensgrundlagen.  
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Die frühere englische Entwicklungsministerin 
und jetzige Parlamentsabgeordnete Clare 
Short, Leiterin einer internationalen Mission 
im Juli und August 2006 über die Auswirkung 
von Bergbauprojekten, schrieb in ihrem Ab-
schlussbericht: „Ich habe niemals etwas so 
systematisch Destruktives gesehen wie das 
Bergbauprogramm der Philippinen. Die Aus-
wirkungen auf die Umwelt sind ebenso kata-
strophal wie die Auswirkung auf die Lebens-
bedingungen der Menschen.“ (Stankovitch 
2007).49 Sie merkte weiter an, dass es sowohl 
die philippinische Regierung als auch die 
Bergbauunternehmen versäumt hätten, natio-
nale und internationale Standards zu beach-
ten. 
Zu den entschiedensten Kritikern der philip-
pinischen Regierung zählt auch die katholi-
sche Bischofskonferenz der Philippinen 
(CBCP). In einer Grundsatzerklärung vom 29. 
Januar 2006 erklärten die Bischöfe, die Berg-
bauprojekte verletzten in der gegenwärtigen 
Form das Recht auf Leben. Sie forderten den 
Stopp aller Projekte, denen die Regierung 
Priorität einräumt. (Stankovitch 2007: 36) 

Zwangsräumung im internationalen 
Recht 

Zwangsräumungen (forced evictions) werden 
definiert als dauerhafte oder vorübergehende 
Entfernung von Einzelpersonen, Familien 
oder Gemeinschaften gegen ihren Willen aus 
ihren Wohnungen oder von ihrem Land, ohne 
ihnen angemessenen Rechtsschutz zu gewäh-
ren.50 
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Ein dichtes Netz von internationalen Bestim-
mungen soll den Schutz der Menschenrechte 
in Fällen von geplanten oder aktuellen Räu-
mungen und Umsiedlungen gewährleisten.51 
Diese Bestimmungen legen vor allem fest, 
dass Räumungen nur in Übereinstimmung mit 
nationalen Gesetzen erfolgen dürfen und nur 
unter genau beschriebenen Umständen und in 
angemessenen Vorgehensweisen. Das Recht 
auf angemessenen Wohnraum ist im Interna-
tionalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte von 1966 garantiert. 
Zwangsräumungen wurden international zu-
erst vom UN Komitee für wirtschaftliche, so-
ziale und kulturelle Rechte als Menschen-
rechtsverletzungen verdammt. Seitdem wur-
den weitere internationale Standards über die 
Pflicht von Staaten, Zwangsräumungen zu 
verhindern, entwickelt. Weitgehende rechtli-
che Übereinstimmung besteht darin, dass 
Zwangsräumungen einen breiten Bereich 
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller 
Rechte verletzen und dass indigene Gemein-
schaften das Recht auf Wiedererwerb ihrer 
traditionellen Gebiete und Naturschätze ha-
ben. Wo eine Wiederherstellung oder Durch-
setzung ihrer Rechte nicht möglich ist, haben 
sie Anspruch auf eine angemessene gleich-
wertige Entschädigung in Form von Land und 
sonstigen Ressourcen. Die stärksten Schutz-
bestimmungen gegen rassische und ethnische 
Diskriminierung und willkürliche Vertreibung 
findet man in den Menschenrechtsbestim-
mungen des internationalen Paktes sowohl 
über klassische bürgerliche und politische 
Rechte, als auch über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte. Trotzdem findet in vie-
len Ländern weiterhin eine systematische 
Enteignung und Zwangsvertreibung indigener 
Bevölkerungsgruppen statt. 
Ein wesentliches Recht für indigene Gemein-
schaften bei Bergbauprojekten, aber auch an-
deren Projekten, die die Lebensbedingungen 
stark beeinflussen, ist das Recht auf freie, vo-
rausgehende und informierte Zustimmung 
(Free Prior and Informed Consent – FPIC). 
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Verschiedene Industrieunternehmen und eini-
ge Regierungen akzeptieren diesen Rechts-
grundsatz nicht, aber er entspricht unzweifel-
haft internationalem Menschenrecht, festge-
legt etwa in Kommentaren des UN-Komitees 
zur Eliminierung Rassischer Diskriminierung 
oder in der Konvention der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) von 1989 zu Indi-
genen und „Stammesvölkern“. Auch in der 
UN-Erklärung von September 2007 über die 
Rechte Indigener Völker gibt es eine Aner-
kennung des Rechtes auf FPIC (siehe Artikel 
Breininger). 

Vom internationalen zum nationalen 
Recht 

Das internationale Recht zu Zwangsräumun-
gen muss von den Staaten in nationales Recht 
umgesetzt werden. Sie haben auch die Ver-
pflichtung, im Gebiet ihrer Rechtsprechung 
und effektiven Kontrolle Zwangsräumungen 
durch staatliche und nichtstaatliche Akteure 
zu verhindern (wie 51 Malcolm Langford and 
Jean du Plessis, S.29 Annex) 
Die philippinische Regierung hat alle men-
schenrechtsrelevanten UN-Vereinbarungen 
unterzeichnet und auch die UN-Erklärung 
über die Rechte indigener Völker unterstützt.  
Die philippinische Verfassung enthält eine 
Menschenrechtsverpflichtung (Bill of Rights) 
zur Einhaltung bürgerlicher und politischer 
Rechte. Auch wurde eine Menschenrechts-
kommission (CHR) zur Untersuchung von 
Menschenrechtsverletzungen gegründet. Das 
Gesetz über die Rechte der indigenen Bevöl-
kerung (Indigenous Peoples Rights Act – 
IPRA) wurde 1997 in Kraft gesetzt. Aller-
dings wurde IPRA vom Obersten Gericht im 
Dezember 2000 durch die Bestimmung er-
gänzt, dass der Staat das Besitzrecht auf die 
Natur- und Bodenschätze hat, die indigenen 
Gruppen hingegen das Land und die Natur-
schätze nur verwalten. (Soon after its enact-
ment, the constitutionality of IPRA was chal-
lenged in court. The law 
was upheld by the Supreme Court in Decem-
ber 2000 with an affirmation of the prior 
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right of the State over natural resources, while 
indigenous peoples have stewardship 
rights over their land and resources.). Die 
freie, vorausgehende und informierte Zu-
stimmung (FPIC) für indigene Völker wurde 
zur notwendigen Grundlage jedes Projektes in 
indigenen Gebieten erklärt. Auch das Mitbes-
timmungsgesetz für lokale öffentliche Kör-
perschaften (Local Government Code - LGC) 
von 1991 bot Mitwirkungsmöglichkeiten bei 
Entwicklungsprojekten auf lokaler Ebene, so 
auch beim Bergbau.  
Andererseits wurden aber auch Gesetze ver-
abschiedet, die die kollektiven Rechte indige-
ner Gemeinschaften verletzen, wie das Berg-
baugesetz (mining act) von 1995, durch das 
wirtschaftliche Interessen den verfassungs-
mäßigen Rechten der indigenen Gemeinschaf-
ten übergeordnet werden. Das Gesetz über ge-
schützte Gebiete (National Integrated 
Protected Area Systems –NIPAS) enthält Ein-
schränkungen der Rechte indigener Gemein-
schaften in ihren angestammten Gebieten, 
wenn sie zu Nationalparks erklärt werden. 
Auch das Forstgesetz erklärt alle bewaldeten 
Ländereien mit Steigungen über 18 Prozent 
zu Staatseigentum. Dadurch werden viele In-
digene zu unrechtmäßigen Siedlern (Squat-
ters) auf eigenem Land, wo sie zurückge-
drängt durch Siedlerbewegungen und Unter-
nehmen heute vorwiegend in den Bergregio-
nen wohnen. Auch der Local Government 
Code wird in der Praxis ignoriert oder aber 
durch Bestechung außer Kraft gesetzt. Das 
wichtige Zustimmungsrecht FPIC 
wird durch die Festlegung kurzer 
Fristen zur Konsensbildung auf-
geweicht und in der Praxis häufig 
von den Unternehmen mit Tricks 
umgangen. 

Zwei ausgewählte Projekte 

An zwei gut dokumentierten 
Bergbauprojekten lassen sich die 
Probleme des Bergbaus in den 
Philippinen beispielhaft darstel-
len. In beiden Fällen fanden 
Zwangsräumungen statt. In bei-

den Fällen treten der Staat und staatliche Or-
gane eher als kritiklose Unterstützer der 
Bergbauunternehmen auf, denn als Anwalt 
der Rechte der betroffenen Menschen. Auch 
das philippinische Militär lässt sich von 
Bergbauunternehmungen als Hilfstruppe in-
strumentalisieren.52 Die beiden ausgewählten 
Projekte sind der Goldbergbau des kanadi-
schen Unternehmens TVI Pacific (Toronto 
Ventures Mining) in Mindanao am Mt. 
Canatuan in Siocon in der Provinz 
Zamboanga del Norte und der Gold- und 
Kupferbergbau des australischen Unterneh-
mens OceanaGold Philippines, Inc. in Nord-
luzon in Didipio in der Provinz Nueva Viz-
caya ( Gregorio 2008; Oxfam 2007).  

Goldbergbau am Mt. Canatuan 

Der Mt. Canatuan ist Teil des Landes der 
Vorfahren (ancestral domain) der indigenen 
Gruppe der Subanen. Er ist ihr heiliger Berg. 
Die Region um den Mt. Canatuan gilt als 
Reiskammer von Zamboanga del Norte. Der 
Berg selbst ist ein wichtiges Waldgebiet und 
Ursprung mehrerer Flüsse, die von den Bau-
ern zur Bewässerung ihrer Felder benutzt 
werden. Die Subanen protestieren bereits seit 
1989 gegen den Bergbau der Vorgängerfirma 
von TVI Pacific. Im Jahr 2003 wurde das 
Recht der Subanen auf das Land ihrer Vorfah-
ren von der philippinischen Präsidentin aner-
kannt (Certificate of Ancestral Domain Title – 
CADT). Seit 2004 betreibt TVI einen Tage-
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bau am Mt. Canatuan zur Goldgewinnung. 
2006 stellte das Team einer internationalen 
Untersuchungsmission fest, dass durch den 
Tagebau 40 Familien durch Zwangsräumung 
vertrieben wurden. Zudem hinderten Kont-
rollposten der Firma die Subanen daran, das 
Land ihrer Vorfahren ungehindert zu betreten 
und ihre religiösen Rituale wie Totenehrung 
zu vollziehen. Eine vom Unternehmen finan-
zierte Privatarmee SCAA (Special CAFGU 
Armed Auxiliary) mit einer Stärke von 169 
Mann schüchterte die Menschen ein und schi-
kanierte sie, auch durch Schüsse auf De-
monstranten. Im Prinzip untersteht eine sol-
che Armee, wenn sie ebenso wie die 
CAFGUs (Citizen Armed Forces 
Geographical Unit) selbst als offizielle Miliz-
truppe gilt, der Überwachung durch das Mili-
tär. Reine Privatarmeen wurden auf den Phi-
lippinen für illegal erklärt, ihre Auflösung 
wurde verfügt. Diese Auflage wurde aber 
nicht konsequent umgesetzt. 
Die Subanen legten vielfach gegen diese un-
rechtmäßigen Vorgehensweisen von TVI Pro-
test ein, auch durch Eingaben beim zuständi-
gen Umweltministerium DENR. Die Kom-
mission für Menschenrechte CHR leitete Un-
tersuchungen ein, es gab Anhörungen im phi-
lippinischen und im kanadischen Parlament. 
TVI macht geltend, dass ihr Anspruch auf die 
Bergbaulizenz gemäß Bergbaugesetz von 
1995 vor der Verabschiedung des IPRA 1997 
gestellt wurde und somit Vorrang habe. Aber 
dennoch hätte die Indigenenkommission 
NCIP pflichtgemäß prüfen müssen, ob die Li-
zenz MPSA (Mineral Production Sharing Ag-
reement) durch TVI von der Vorgängerfirma 
rechtmäßig erworben wurde. Die Subanen 
werfen der NCIP nun Parteinahme für das 
Bergbauunternehmen vor. Das Vertrauen in 
philippinische Institutionen haben sie verlo-
ren, sie mussten sogar hinnehmen, dass ihre 
Proteste vom Militär mit Gewalt unterdrückt 
wurden.  
So beriefen sie im Juli 2008 eine Gukom, eine 
traditionelle Rechtsprechungssitzung der 

Subanen ein.53 Die Gukom befand TVI für 
schuldig, Gewalt gegen Mitglieder der indi-
genen Gruppe ausgeübt , ihre überlieferten 
Gesetze gebrochen, die Würde der Führer der 
Subanen verletzt und Schaden an der Umwelt 
angerichtet zu haben. Die Firma TVI weigerte 
sich, an der Sitzung teilzunehmen.  

Gold- und Kupferbergbau in Didipio 

�Zerstöre jetzt, verhandle später� (�demolish 
now, negotiate later�) – nach diesem Grund-
satz verfährt die australische Bergbaufirma 
OceanaGold und lässt mit Bulldozern die 
Häuser der indigenen Bewohner von Didipio 
niederwalzen,54 die ihrem geplanten Tagebau 
nach Gold und Kupfer im Wege stehen. Ihre 
vorherige Strategie, die Einwohner von 
Didipio nach dem altrömischen Motto �divide 
et impera� – �teile und herrsche� zu entzweien 
hatte nicht schnell genug zum Erfolg ge-
führt.55 Der Abbau der Erze in der Ortschaft 
Didipio in der Provinz Nueva Vizcaya in 
Nordluzon soll 2009 beginnen. 75.000 Kilo-
gramm Gold – entsprechend etwa zwei Jah-
resproduktionen der Philippinen an Gold – 
und 350.000 Tonnen Kupfer soll die Lager-
stätte schätzungsweise enthalten. Dazu müs-
sen mindestens 200 Familien aus ihren Häu-
sern umgesiedelt und ein Damm gebaut wer-
den, der die giftigen zyanidhaltigen Klär-
schlämme des Goldbergbaus zurückhält. 
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Der Goldbergbau in Didipio hat eine wech-
selhafte Geschichte (Oxfam 2007:9 ff). Diese 
Geschichte mit ihren vielen Widersprüchen 
zeigt ein völliges Versagen des Staates. Sie 
zeigt aber auch die Brüche und Widersprüche 
innerhalb der betroffenen indigenen Gemein-
schaft, die sich die Bergbaufirma zunutze 
macht und noch verstärkt. Die Geschichte be-
ginnt 1989 mit den Bodenuntersuchungen 
durch die australische Firma Climax Mining. 
1994 werden Gold und Kupfer entdeckt. Im 
gleichen Jahr erteilt Präsident Fidel Ramos 
Climax Mining eine Schürferlaubnis über 50 
Jahre in Form eines FTAA (Financial or 
Technical Assistance Agreement). 1999 
schließt der Gemeinderat von Didipio, gegen 
den Willen vieler Bürger, ein Abbauabkom-
men mit Climax Mining. Das Umweltministe-
rium DENR erteilt im gleichen Jahr ein Zerti-
fikat der Umweltverträglichkeit ECC (Envi-
ronmental Compliance Certificate). Im Okto-
ber desselben Jahres beantragt die Bürgerini-
tiative von Didipio eine Volksabstimmung 
zum Bergbauprojekt. Im Oktober 2001 hebt 
das DENR die Schürferlaubnis mit der Be-
gründung auf, dass das Projekt nicht sozial-
verträglich sei. Im Dezember 2001 schließt 
das Unternehmen jedoch erneut eine Abbau-
vereinbarung (Memorandum of Agreement – 
MoA) mit Repräsentanten der Gemeinde. An-
gebliche Unterzeichner aber behaupten sie 
hätten ihr Einverständnis nie gegeben. Im 
August 2002 widerruft der neu gewählte Ge-
meinderat das Abkommen mit Climax Mi-
ning. Im Jahr 2004 erteilt das DENR Climax 
Mining eine neue Umweltverträglichkeitsbe-
scheinigung. Im August 2005 bestätigt die 
philippinische Regierung unter Präsidentin 
Arroyo das FTAA für Didipio und erteilt die 
Starterlaubnis für den Abbau. Am 8. März 
2006 beantragt die Gemeinde, die Umwelt-
verträglichkeitsbescheinigung ECC des Um-
weltministeriums DENR aufzuheben. Im No-
vember 2006 gibt es einen Zusammenschluss 
der Firmen Climax Mining und Oceana Gold 
Limited. Das neue Unternehmen erhält den 
Namen OceanaGold. 

Dissens in der Gemeinde 

Innerhalb der Gemeinde Didipio gibt es eine 
Spaltung in Befürworter und Gegner des Pro-
jektes. Das Unternehmen verstärkt diese Un-
einigkeit auch dadurch, dass sie unterschied-
lich hohe Kompensationen für Häuser und 
Grundstücke anbietet. Während einige Ein-
wohner im frühen Stadium bis zu einer Milli-
on Peso (ca. 16.000 Euro) für einen Hektar 
Land erhielten, wurden später, vor allem nach 
bereits erfolgtem Abriss der Häuser, maximal 
50.000 Peso (ca. 790 Euro) geboten.56 Im Jahr 
2007 wurde von der Firma angeboten, 
200.000 Peso für den Hektar kultivierten 
Landes zu zahlen, aber nur nach individuellen 
Verhandlungen. Ein Hektar kultiviertes Land, 
etwa mit Zitrusfrüchten bepflanzt, kann aber 
ein Einkommen von 130.000 Peso im Jahr er-
zielen.  
Viele Einwohner berichteten, dass sie von 
Beauftragten des Unternehmens unter Druck 
gesetzt wurden, ihr Land zu verlassen. Der 
Schuss auf Emilio Pumihic am 22. März 2008 
verdeutlicht, wie gewalttätig die Beauftragten 
des Unternehmens bei den Räumungen vor-
gehen (Gregorio 2008: 3). 
Als Emilio sah, wie eine Abrissmannschaft 
der Bergbaufirma begann, das Haus seines 
Nachbarn und Freundes Samuel Bidang zu 
zerstören, forderte er das Abbruchteam auf, 
die Zerstörung zu beenden. Sie stellten ihre 
Arbeit aber nicht ein. Stattdessen packten ihn 
zwei Mann des Sicherheitspersonals an den 
Armen. Als er versuchte, sich zu befreien, 
feuerte ein Dritter aus nächster Nähe einen 
Schuss auf ihn ab. Das Geschoss durchschlug 
seinen Körper und trat im Rücken aus. Er 
wurde sofort in ein Krankenhaus gebracht.  
Am gleichen Tag wurde Ratsherr Edwardo 
Ananayo von Didipio von einem Polizeioffi-
zier namens SPO4 Noel Valdez eingeschüch-
tert. Der Polizist schlug ihn ins Gesicht und 
beschuldigte ihn, die Einwohner gegen das 
Projekt aufzuhetzen. 
Das rücksichtslose Vorgehen der Abriss-
mannschaft wird ebenso in der folgenden Be-
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schreibung ihres Vorgehens deutlich. In der 
zweiten Februarwoche 2008 wurde das Haus 
von Romeo Guimbangan ohne jede Vorwar-
nung durch Bulldozer zerstört. Die Familie 
saß am Frühstückstisch, als die Bulldozer an-
rollten. Sie bat um Aufschub, um zu prüfen, 
ob die Zerstörung rechtens sei. Die Abriss-
mannschaft empfahl, den Gemeinderat zu fra-
gen. Als sich Romeo Guimbangan auf den 
Weg zum Gemeinderat gemacht hatte, schuf 
das Abrissteam vollendete Tatsachen und zer-
störte sein Haus.  
Ein erhebliches Problem für viele Einwohner 
besteht darin, dass sie auf Land mit einer 
Steigung von mehr als 18 Prozent siedeln. 
Nach dem Forstgesetz ist es damit öffentli-
ches Land und OceanaGold weigert sich, in 
diesem Fall Kompensationen zu zahlen, da 
die Bewohner somit illegale Siedler seien. Die 
Klage der Bürgerinitiative, dass OceanaGold 
sich nie ernsthaft um eine Zustimmung zu ih-
rem Projekt in Form eines FPIC bemüht habe, 
wurde von der philippinischen Regierung ab-
gewiesen. Die Einwohner seien zugewanderte 
Indigene, es sei nicht ihr angestammtes Land. 
Das vorläufig letzte Kapitel in der wider-
sprüchlichen gewalttätigen Geschichte des 
Goldbergbaus in Didipio ist, dass das Regio-
nalgericht (Regional Trial Court) in 
Bayombong am 19. Juni 2008 die Zerstörung 
der Häuser der Indigenen in Didipio für ille-
gal erklärte. Im Juli 2008 zog die Provinzre-
gierung ihre Unterstützung für das Goldberg-
bauprojekt von OceanaGold Philippines Inc. 
Zurück.57  
Ein Untersuchungsteam aus sieben Nichtre-
gierungsorganisationen hat im April 2008 die 
Situation in Didipio und das unrechtmäßige 
Vorgehen von OceanaGold auf den Punkt ge-
bracht (Gregorio 2008:5). Das Team fordert 
in seinen Empfehlungen die Kommission für 
Menschenrechte (CHR) auf, weitere Nachfor-
schungen über die Gründe für die Eskalation 
der Gewalt anzustellen und die Rolle der phi-
lippinischen Polizei bei der Zerstörung der 
Häuser in Didipio zu untersuchen. Auch die 
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Verstrickung des von OceanaGold engagier-
ten Sicherheitsdienstes Sagittarius Security 
Agency, der wie eine Privatarmee agiert, der 
Mordanschlag auf Emilio Pumihic sowie das 
Gebaren des Unternehmens, die Bevölkerung 
zu schikanieren und ihre Bewegungsfreiheit 
einzuschränken, ist zu klären.  
Laut der Thomson Financial News, hat die 
Menschenrechtskommission CHR mittlerwei-
le eine Untersuchung wegen Menschen-
rechtsverletzungen gegen OceanaGold einge-
leitet.58 

Ausblick 

Es gibt zurzeit keine Anhaltspunkte dafür, 
dass die philippinische Regierung den vielen 
Empfehlungen der nationalen und internatio-
nalen Kritiker folgt und Maßnahmen be-
schließt, die den Menschenrechtsverletzungen 
und der Umweltzerstörung durch Bergbau 
Einhalt gebieten. Die weitestgehenden Forde-
rungen kommen von der katholischen Bi-
schofskonferenz der Philippinen, die einen 
Stopp für alle mit Priorität ausgewiesenen 
Bergbauprojekte fordert. Es ist kaum anzu-
nehmen, dass die Regierung dieser nach-
drücklichen Forderung Rechnung trägt 
(Stankovitch 2007: Appedix 3).  
Eine Chance zur Verbesserung der Situation 
der Bewohner der Bergbaugebiete, würde ei-
ne Aufnahme und Verwirklichung der Emp-
fehlungen des Indigenous Peoples Rights Mo-
nitor beim UPR-Prozess der UN zu den Phi-
lippinen 2008 darstellen.59 Darin wird die phi-
lippinische Regierung unter anderem dazu 
aufgefordert, die Empfehlungen der Philippi-
nenberichte der UN-Sonderberichterstatter 
Professor Rodolfo Stavenhagen60 und Profes-
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sor Philip Alston61 mit Dringlichkeit und Pri-
orität zu verwirklichen.  
Ein weiterer zentraler Punkt wäre eine Revi-
sion des Gesetzes für die Rechte der indige-
nen Bevölkerung und anderer Gesetze, die im 
Widerspruch zur UN-Erklärung über die 
Rechte indigener Völker (UNDRIP) stehen. 
Am wichtigsten aber wäre es, einen Mecha-
nismus zu etablieren, um Beschwerden über 
Verletzungen des gesetzlich festgelegten 
FPIC nachzugehen und Maßnahmen zu ihrer 
Behebung zu ergreifen. Dazu gehört es, ein 
unabhängiges Gremium einzurichten, das zer-
tifiziert, ob ein Verfahren gemäß FPIC in 
Übereinstimmung mit den Prinzipien steht, 
wie es vom ständigen UN-Forum über indi-
gene Themen (United Nations Permanent Fo-
rum on Indigenous Issues - UNPFII) definiert 
wird.  
Entscheidend aber ist es, der bis auf geringfü-
gige Korrekturen gute Rechts- und Gesetzes-
lage in der Praxis Geltung zu verschaffen. 
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Militarisierung im Namen der Entwicklung: Ent-
wicklungsaggression – im wahrsten Sinne des 
Wortes 
Lilli Breininger und Maike Grabowski 

 
Seit der Machtübernahme von Präsidentin 
Gloria Macapagal Arroyo im Jahr 2001 hat 
sich die Menschenrechtssituation in den Phi-
lippinen drastisch verschlechtert.  
Zwischen 2001 und 2007 wurde von insge-
samt 887 politisch motivierten Morden und 
185 weiteren Fällen vermisster Personen be-
richtet.62 Mindestens 18 dieser Morde wurden 
an Anti-Bergbauaktivist/innen verübt.63 Zu 
den Opfern zählen Menschenrechtler/innen, 
Journalist/innen, Bauern und Bäuerinnen, 
Kirchenleute, Indigene sowie Mitglieder lin-
ker Parteien – kurz gefasst: All jene Stimmen, 
die sich lautstark gegen die Politik der Präsi-
dentin auflehnen. Da besonders Bergbaupro-
jekte im Interesse der staatlichen Investitions- 
und Wirtschaftspolitik liegen, werden die 
Operationsgebiete nicht einfach mit Draht und 
Pfosten abgesichert, sondern mit Munition 
und Militär. 
Ein Beispiel dieser rigorosen Politik ist die 
sogenannte 'Investitionsverteidigungstruppe' 
(investment defense force), welche die philip-
pinische Präsidentin zum Schutz von Investi-
tionen nationalen Interesses (Bergwerke, 
Strommaste etc.) hat aufstellen lassen.64 Diese 
dem Militär unterstehende Gruppe wurde An-
fang 2008 ins Leben gerufen, nachdem die 
NPA, der bewaffnete Arm der kommunisti-
schen Partei der Philippinen (CPP), am Neu-
jahrstag 2008 den Hauptsitz der Bergbaufirma 
Sagittarius Mines in Tampakan, Mindanao, 
überfallen und in Brand gesetzt hatte.65  
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Das Verteidigungsministerium und das phi-
lippinische Militär arbeiten derzeit (Oktober 
2008) an einem umfangreichen 'Investitions-
verteidigungsplan' (investment defense plan), 
der unter anderem eine Aufstockung der mili-
tärischen Truppen und eine Verdoppelung pa-
ramilitärischer Einheiten in Bergbaugebieten 
vorsieht, die im Einflussgebiet der NPA lie-
gen.66 Ziel dieses Planes ist es, indigene Ge-
biete von der NPA 'zu säubern', um Wirt-
schaftsunternehmen den Zugang zu ermögli-
chen.67 
Nach Berichten des NGO-Netzwerkes 
Panalipdan und der Parteiliste GABRIELA 
haben militärische Operationen und Men-
schenrechtsverletzungen in den Bergbauge-
bieten seit der Aufstellung der investment de-
fense force zugenommen.68  
Auch die geplante Verdoppelung paramilitäri-
scher Gruppen, namentlich Civilian Armed 
Forces Geographical Unit (CAFGU), lässt 
Kritiker das Schlimmste befürchten: Mit dem 
Training von Zivilisten als Schutzpatrouillen 
würden Bergbaugebiete zum 'Wilden Westen' 
und somit zur Gewaltverbreitung beitragen, 
so Bischof Gutierrez von der Diözese Marbel. 
Sowohl die Mitglieder der CAFGUs als auch 
der Civilian Volunteers Organization 
(CVO)69 werden aus den lokalen Gemeinden 
rekrutiert. Die Aussicht auf ein regelmäßiges 
Gehalt beeinflusst viele Bewohner bei ihrer 
Entscheidung sich rekrutieren zu lassen und 
von Bergbaugegnern zu Bergbaubefürwortern 
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zu werden. Diese Situation führt nicht nur zu 
einer Fragmentierung der betroffenen Ge-
meinden, sondern radikalisiert auch die Un-
stimmigkeiten innerhalb der Gemeinschaften. 
Die CAFGUs werden zur Niederschlagung 
lokaler Aufstände instrumentalisiert, wobei 
jedwede oppositionelle Zivilisten schnell als 
Mitglieder der NPA gebrandmarkt werden. 
Das offizielle Regierungsziel, die NPA bis 
2010 ausgelöscht zu haben, dient dabei als 
hervorragender Deckmantel, Menschen-
rechtsverletzungen an Oppositionellen zu be-
gehen.  
So sah sich beispielsweise das kanadische 
Unternehmen TVI Pacific einer Menschenket-
te gegenüber, die die Einfuhr von Baumateria-
lien in ihr angestammtes Land zu blockieren 
versuchte - eine friedliche Demonstration, die 
mit Hilfe des Militärs brutal niedergeschlagen 
wurde. Und dies ist kein Einzelfall, sondern 
veranschaulicht die aggressive Vorgehens-
weise der Bergbaufirmen, der kollaborieren-
den philippinischen Militärs und auch parami-
litärischer Einheiten. 
Darüber hinaus hindern die von den Firmen 
errichteten Wachposten die Ansässigen daran, 
zu ihrem Land zurückzukehren. Haus und Be-
sitz der betroffenen Bevölkerung werden dem 
Erdboden gleichgemacht und zahlreiche Fa-
milien und zum Teil ganze Dörfer werden 
zwangsweise umgesiedelt. Obendrein er-
schweren Lebensmittelsperren sowie die Blo-
ckierung von medizinischen Diensten den 
Ansässigen das Leben. Auch die permanente 
physische Präsenz von bewaffneten Soldaten, 
die sich in den umliegenden Gemeinden ein-
quartieren, versetzen die Einwohner in Angst-
zustände. Insbesondere indigene Führungs-
personen, die sich weigern, ihre offiziell er-
forderliche Zustimmung zu einem Projekt ab-

zugeben, müssen mit Bestechungen und Be-
drohungen zurechtkommen oder gar mit In-
haftierungen rechnen. 
Die zunehmende Militarisierung der interna-
tionalen Bergbauunternehmen geht mit etli-
chen Menschenrechtsverletzungen einher und 
terrorisiert die umliegende Bevölkerung. Da-
her beschreibt das Wort Entwicklungsaggres-
sion ziemlich genau die Konsequenzen dieser 
nationalen Wirtschaftsstrategie.  
Die eigentliche Aufgabe des Militärs, sprich 
die innere Sicherheit des Staates zu gewähr-
leisten, bleibt nicht nur verfehlt, vielmehr ist 
es Verursacher weitreichender Verwüstungen. 
Ganz klar fehlt hier ein eingreifender Mecha-
nismus, der die Zivilbevölkerung vor den ge-
waltsamen Auswirkungen der bergbaulichen 
Gewinnmaximierung schützt.  
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Komplizen in Gold, Silber und Kupfer 

Staat und Unternehmen müssen international zur Rechenschaft gezogen wer-
den 

Ute Hausmann 

 
Der Bergbau in den Philippinen ist geprägt 
von der Komplizenschaft zwischen Unter-
nehmen und der Regierung. Die Investitions-
verteidigungstruppen sind das wohl dras-
tischste Beispiel hierfür. Zudem verletzt der 
Staat die Rechte von Indigenen, von Bauern 
und Bäuerinnen, Fischern und Kleinschürfe-
rInnen. Die Unternehmen profitieren davon. 
Die Einhaltung freiwilliger Standards durch 
die Unternehmen wäre ein bedeutender 
Schritt. Mittelfristig muss es jedoch möglich 
sein, Unternehmen, die an Menschenrechts-
verletzungen beteiligt sind, auch in ihrem Ur-
sprungsland vor Gericht zu bringen.  
Als die philippinische Regierung sich im Ap-
ril 2008 in Genf vor dem Menschenrechtsrat 
der Vereinten Nationen für die Lage der Men-
schenrechte in ihrem Land rechtfertigen 
musste, lagen den Anwesenden auch einige 
Berichte zu Menschenrechtsverletzungen im  
Bergbau vor. Die philippinische Regierung 
ließ sich jedoch nicht beirren. Dies zeigte 
wieder einmal die Grenzen des internationa-
len Menschenrechtssystems, wie es heute 
funktioniert: obwohl die Staaten sich durch 
die Ratifizierung von Menschenrechtsab-
kommen zur Einhaltung dieser Rechte ver-
pflichten, sind die Durchsetzungsmechanis-
men nur sehr schwach ausgestattet. Die phi-
lippinische Zivilgesellschaft ist zudem damit 
konfrontiert, dass es in Asien nicht wie in 
Amerika, Afrika und Europa einen regionalen 
Menschenrechtsgerichtshof gibt, vor dem man 
die philippinische Regierung wegen begange-
ner Menschenrechtsverletzungen anklagen 
könnte.  

 

�Consultation� statt �Consent� 

Wie so viele Regierungen setzt die philippini-
sche auf die Ausbeutung der nationalen Bo-
denschätze als Entwicklungsweg. Doch im 
Unterschied zu vielen anderen hat sie sich bis 
heute nicht der bedeutendsten internationalen 
Initiative im Rohstoffsektor, der Extractive 
Industries Transparency Initiative (EITI) an-
geschlossen. Diese 2002 durch Großbritanni-
en ins Leben gerufene Initiative hat zum Ziel, 
die Geldflüsse zwischen den Öl- und Berg-
bauunternehmen und den Regierungen trans-
parenter zu machen. Damit soll sichergestellt 
werden, dass die Unternehmen das zahlen, 
was gesetzlich vorgeschrieben ist, dass das 
Geld beim Staat ankommt und nicht in der 
Korruption versickert, und dass das einge-
nommene Geld vom Staat so verwendet wird 
wie vorgeschrieben. Die Frage, wie man Ge-
setze anpassen muss, um auf ein angemesse-
nes Niveau an Angaben für die Ausbeutung 
von Rohstoffen zu kommen, wird zunächst 
nicht bearbeitet. Auch setzt EITI sich nicht 
damit auseinander, welche sozialen und men-
schenrechtlichen Folgen der Bergbau hat. Die 
umfassendeste internationale Initiative, die 
sich mit der Wirkung des Bergbaus auf die 
Armutsbekämpfung beschäftigt hat, war der 
Extractive Industries Review (EIR) der Welt-
bank. Da die Weltbank in den 1990er Jahren 
aufgrund ihrer Förderung des Rohstoffsektors 
(Öl, Gas, Bergbau) stark in die Kritik geraten 
war, wurde im Jahr 2001 eine unabhängige 
Expertenkommission beauftragt, mithilfe um-
fassender Konsultationen eine Auswertung 
der bisherigen Weltbankpolitik und ihrer 
Wirkung auf Umwelt und Menschen vorzu-
nehmen. Die Kommission empfahl der Welt-
bank, sich bis 2008 aus der Finanzierung von 
Öl- und Kohleprojekten zurückzuziehen und 
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stattdessen ihre Unterstützung für regenerati-
ve Energien auszubauen. Von den 2004 vor-
gelegten Empfehlungen der EIR ist nicht viel 
in die Politik der Weltbank übernommen 
worden, das konkreteste Ergebnis ist, dass die 
Weltbank heute aktiv EITI fördert. Die am 
meisten diskutierte Frage beim EIR war die 
der Rechte von Indigenen. Der Bericht emp-
fahl der Weltbank, die Vergabe von Krediten 
für Projekte von der Zustimmung der indige-
nen Gemeinschaften abhängig zu machen und 
damit ihr Recht auf �free, prior informed 
consent� anzuerkennen. Das Management der 
Weltbank setzte in der Debatte jedoch durch, 
dass statt von �consent� heute in den Welt-
bankrichtlinien von �consultation� gesprochen 
wird.   

Weltbankstandards für  
Unternehmen 

Die Weltbank nimmt über zwei Wege Ein-
fluss auf den Bergbau in einzelnen Ländern: 
zum einen wirkt sie über Beratung auf die Po-
litikgestaltung ein, in der Regel mit dem Ziel, 
die Rahmenbedingungen für Unternehmen zu 
verbessern. Zum zweiten unterstützt die 
Weltbank über ihre Tochter, die International 
Finance Corporation (IFC) direkt die Projekte 
von privaten Unternehmen. Seit Herbst 2008 
liegt dem Exekutivdirektorium der Weltbank 
ein Projekt in den Philippinen zur Entschei-
dung vor. Das kanadische Unternehmen Min-
doro Resources Limited ist eine Erkundungs-
firma, die in den Philippinen auf der Suche 
nach Nickel, Gold und Kupfer ist. Da das Un-
ternehmen einen Kredit bei IFC beantragt hat, 
gelten für dieses die von IFC festgelegten 
�Performance Standards�, einschließlich der 
Standards zum Schutz von Indigenen. Das 
Unternehmen führt Erkundungen in unter-
schiedlichen Landesteilen durch, unter ande-
rem in Agata, Heimat von Mitgliedern der in-
digenen Gemeinschaften Mamanwa und 
Manobo. Laut Projektdokumenten, die auf der 
Website der Weltbank verfügbar sind, führt 
das Unternehmen seit 2006 Gespräche mit 
den Indigenen. IFC kommt zu der Einschät-
zung, dass das Projekt unproblematisch für 

die Indigenen sei, da sie weder umgesiedelt 
werden müssten, noch sonstige negative 
Auswirkungen erführen. Diese Aussage ist 
absurd, da Gebietserkundungen immer mit 
dem Ziel durchgeführt werden, zu einem spä-
teren Zeitpunkt Rohstoffe abzubauen, auch 
wenn zum Zeitpunkt der Exploration noch 
nicht klar ist, wo dies genau geschehen wird. 
Der Zeitpunkt der Exploration ist deshalb der 
richtige, um die Zustimmung der Indigenen 
zu Bergbau auf ihrem Land einzuholen. An 
diesem Beispiel zeigt sich deshalb der gravie-
rende Unterschied zwischen �consultation� 
und �consent�. Die Aussage, dass es zu Ge-
sprächen zwischen Unternehmen und Indige-
nen gekommen ist, gibt keine Auskunft darü-
ber, wie die Indigenen zu diesem Projekt ste-
hen.   

Bearbeitung von Altlasten  

Neben der möglichen Finanzierung der Akti-
vitäten von Mindoro Resources, unterstützt 
die Weltbank seit 2007 Aktivitäten des Minis-
teriums für Umwelt und natürliche Ressour-
cen, Department of Environment and Natural 
Resources (DENR) zur Dekontaminierung 
und Sanierung stillgelegter Minen. Im Mittel-
punkt steht dabei die Bagacay Mine. Im Jahr 
2003 hatte die Weltbank mit der Regierung 
der Philippinen ein Projekt unter dem Titel 
„Build Consensus for Sustainable Develop-
ment of the Philippines Mineral Resources” 
mit dem Ziel durchgeführt, sich mit der Ver-
antwortung der Bergbauunternehmen für 
Mensch und Umwelt auseinanderzusetzen 
(�corporate social responsibility�). Das einzige 
konkrete Ergebnis ist die Auflage des Projekts 
zur Dekontaminierung stillgelegter Minen. 
Obwohl die Projektdokumente die Entwick-
lung von Leitlinien für die Vermeidung weite-
rer Umweltzerstörung nach Schließung der 
Minen als Ziel formulieren, taucht dies im 
Kreditvertrag nicht mehr auf, sondern wird 
auf die Förderung der Öffentlichkeitsarbeit 
des DENR beschränkt. Beispiele wie Rapu-
Rapu belegen, dass Umweltstandards in der 
Unternehmenspraxis keine große Rolle spie-
len. Der Einsatz von Chemikalien im Berg-
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bau, wie Natriumzyanid stellt eine besondere 
Gefahr für Mensch und Umwelt dar. (siehe 
Artikel Böhme) 

Chancen und Grenzen von  
Verhaltenskodizes 

Zyanid ist hoch giftig. Ein Teelöffel mit einer 
zweiprozentigen Lösung kann einen Men-
schen töten. Bei einem Zyanidunfall sterben 
alle Fische im Fluss und der Fluss ist auf un-
bestimmte Zeit mit Schwermetallen ver-
seucht. Aufgrund der hohen Anzahl von 
Zyanidunfällen weltweit, die auf den unver-
antwortlichen Umgang der Unternehmen mit 
der Chemikalie zurückgehen, haben das Um-
weltprogramm der Vereinten Nationen 
(UNDP) und die wichtigsten Goldunterneh-
men einen freiwilligen Verhaltenskodex ent-
wickelt. Der International Cyanide Manage-
ment Code legt Standards bei der Herstellung, 
dem Transport und der Anwendung von Zya-
niden im Goldabbau fest. Unternehmen kön-
nen sich diesem Kodex freiwillig anschließen 
und müssen sich dann einer unabhängigen 
Prüfung unterziehen. Ein Blick auf die Liste 
der Unternehmen, die den Kodex unterzeich-
net haben, zeigt, dass kein einziges Unter-
nehmen, das in den Philippinen aktiv ist, sich 
diesem Kodex angeschlossen hat. Dies gibt 
sehr zu denken, da der Goldabbau in den Phi-

lippinen eine wichtige Rolle 
spielt. Der Kodex ist bedeu-
tend, da er die Management-
praxis von Unternehmen offen 
legt. Gleichzeitig hat er aber 
wie jeder freiwillige Verhal-
tenskodex Grenzen. Der größte 
Mangel des Kodex ist, dass er 
über keinen Beschwerdeme-
chanismus verfügt. Gemeinden, 
die sich durch die Praxis eines 
Unternehmens bedroht sehen, 
oder die Opfer eines 
Zyanidunfalls werden, haben 
nicht die Möglichkeit, das Un-
ternehmen dafür zur Rechen-
schaft zu ziehen, dass es den 
Kodex nicht eingehalten hat. 

Der Kodex sieht auch nicht vor, dass es nach 
einem Zyanidunfall zu einer zusätzlichen Prü-
fung der Anlagen kommt, um zu untersuchen 
warum dieser Unfall möglich war.  

Bergbaulobby für Freiwilligkeit 

Seit Anfang der 1990er Jahre dominiert der 
Trend zu freiwilligen Standards für Unter-
nehmen. Roger Moody weist in seinem Buch 
„Rocks & Hard Places. The Globalization of 
Mining“ nach, dass die Bergbaulobby über 
den Weltwirtschaftsrat für nachhaltige Ent-
wicklung, Business Council for Sustainable 
Development (BCSD) hierbei eine bedeuten-
de Rolle gespielt hat und weiter spielt. Bedeu-
tender Wendepunkt war die UN Weltkonfe-
renz über nachhaltige Entwicklung in Rio im 
Jahr 1992. Seit den 1970er Jahren hatte es in-
nerhalb der Vereinten Nationen Anstrengun-
gen gegeben, einen verbindlichen Verhaltens-
kodex für multinationale Konzerne zu erarbei-
ten. Hiermit beauftragt wurde das UN Centre 
for Transnational Corporations. Als das Zent-
rum Anfang der 1990er Jahre endlich einen 
Entwurf vorlegen konnte, traf es auf die Ge-
geninitiative der Unternehmen, die in Rio 
freiwillige Selbstregulierung zum dominie-
renden Konzept machten. Das Center wurde 
daraufhin im Jahr 1993 aufgelöst, ohne dass 
dies große Unruhe auslöste. Moody spricht 
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der Bergbauindustrie zudem eine bedeutende 
Rolle bei der Gründung des UN Global Com-
pact im Jahr 2000 und der Extractive Indust-
ries Transparency Initiative (EITI) im Jahr 
2002 zu. Der Global Compact geht zurück auf 
die Initiative von Kofi Annan und hat zum 
Ziel, den Dialog mit den Unternehmen zum 
Thema Menschenrechte, Umwelt und Korrup-
tion zu führen und Unternehmen zur Unter-
zeichnung freiwilliger Standards zu bewegen. 
Vorsitzender der Stiftung, über die die Aktivi-
täten des Global Compact finanziert werden, 
ist aktuell Mark Moody-Stuart, Vorsitzender 
von Anglo American, einem der größten 
Bergbaukonzerne. In den Philippinen hat sich 
die Philippinische Bergbaukammer, Chamber 
of Mines of the Philippines dem Global Com-
pact angeschlossen. Informationen über Akti-
vitäten zur Umsetzung der zehn Global Com-
pact Prinzipien im Bergbausektor in den Phi-
lippinen gibt es jedoch nicht. 

Komplizenschaft 

Auch wenn der Global Compact keinen we-
sentlichen Betrag dazu leisten kann, Men-
schenrechte durchzusetzen, so hat er doch ei-
nen nicht unwesentlichen Anteil an der De-
batte um menschenrechtliche Verpflichtungen 
von Unternehmen. So hat sich der Global 
Compact mit der Frage der Komplizenschaft 
(„complicity“), also der gemeinsamen Ver-
antwortung von Staat und Unternehmen bei 
der Verletzung von Menschenrechten ausei-
nandergesetzt. Das zweite der zehn Prinzipien 
des Global Compact lautet „Unternehmen 
müssen sicherstellen, dass sie sich nicht an 
Menschenrechtsverletzungen mitschuldig ma-
chen“. Das Büro des Global Compact identi-
fiziert drei Formen der Mitschuld oder Komp-
lizenschaft: erstens wenn das Unternehmen 
dem Staat direkte Unterstützung liefert; zwei-
tens wenn Unternehmen von einer Menschen-
rechtsverletzung profitieren; und drittens 
wenn ein Unternehmen nicht von seinem Ein-
fluss Gebrauch macht, um Menschenrechts-
verletzungen zu verhindern. Der offensicht-
lichste Bereich, in dem dies geschehen kann 
ist beim Einsatz von staatlichen Sicherheits-

kräften zum Schutz von Bergbaueinrichtun-
gen und bei Landvertreibungen. Im Dezember 
2000 trafen sich sechs Unternehmen aus dem 
Öl- und Bergbausektor, sieben NGOs und 
Vertreter der Regierungen der USA und 
Großbritanniens um �Voluntary Principles on 
Security and Human Rights� zu entwickeln. 
Diese Prinzipien beziehen sich auf drei Berei-
che: die Risikoeinschätzung, das Verhältnis 
von Unternehmen zu staatlichen Sicherheits-
kräften und die Beziehung zwischen den Un-
ternehmen und den Subunternehmen, die 
Sicherheitsleistungen für das Unternehmen 
übernehmen. Wie beim Verhaltenskodex zum 
Einsatz von Zyanid gilt auch hier, dass dieser 
Kodex eine positive Bedeutung hat, wenn Un-
ternehmen sich ernsthaft an die in ihm vorge-
schrieben Prinzipien halten. Die �Voluntary 
Principles on Security and Human Rights� 
enthalten aber weder eine externe Überprü-
fung des Unternehmensverhaltens noch eine 
Beschwerdemöglichkeit.  

Globaler Ombudsman 

Im Jahr 2007 widmete die United Nations 
Conference on Trade and Development“ 
(UNCTAD), bei der früher das UN Centre for 
Transnational Corporations angesiedelt war, 
den World Investment Report dem Thema 
“Transnationale Konzerne, extraktive Indust-
rien und Entwicklung” und griff darin auch 
die aktuelle Debatte im UN Menschenrechts-
system zur Frage der menschenrechtlichen 
Verpflichtungen von Unternehmen auf. Zwei 
Jahre zuvor war der amerikanische Harvard-
Professor John Ruggie zum UN Sonderberater 
für Wirtschaft und Menschenrechte ernannt 
worden. Diese Ernennung erfolgte, nachdem 
die Unterkommission für Menschenrechte der 
UN Menschenrechtskommission im Jahr 2004 
einen Entwurf über ein neues Menschen-
rechtsabkommen vorgelegt hatte, das die di-
rekten Verpflichtungen von Menschenrechten 
für Unternehmen beschrieb. Dieser Entwurf 
landete in der Schublade, vor allem da die 
Staaten sehr zurückhaltend dabei sind, solche 
direkten Verpflichtungen für Unternehmen 
festzuschreiben. Der Sonderberater Ruggie 
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wurde beauftragt, sich unter anderem mit der 
menschenrechtlichen Schutzpflicht der Staa-
ten auseinanderzusetzen. Seine erste Anhö-
rung zum Thema Wirtschaft und Menschen-
rechte widmete Ruggie dem Thema 
�Menschenrechte und extraktive Industrien�. 
Im April 2008 legte er einen Bericht mit dem 
Titel „Protect, Respect and Remedy: a Fra-
mework for Business and Human Rights“ vor. 
Darin setzt er sich mit der Rolle des Staates 
beim Schutz der Menschenrechte, mit der 
Verantwortung der Unternehmen, Menschen-
rechte zu respektieren, und mit der Frage des 
Zugangs zu Wiedergutmachung im Fall von 
Menschenrechtsverletzungen auseinander. Zu 
letzterem konstatiert Ruggie, dass Menschen, 
die Opfer von Menschenrechtsverletzungen 
unter Beteiligung von Unternehmen gewor-
den sind, eine Reihe von Problemen beim Zu-
gang zu den unterschiedlichen Mechanismen 
(juristische und quasijuristische) haben, die 
ihnen im Fall von Menschenrechtsverletzun-
gen Wiedergutmachung zusichern sollen. Zu-
dem gibt es einige Lücken im Schutzsystem. 
Ein Vorschlag ist deshalb die Einrichtung ei-
nes globalen Ombudsman, eines unpartei-
ischen Schiedsmannes, der in Fällen, in denen 
die Opfer von Menschenrechtsverletzungen 
keinen Zugang zu anderen Mechanismen ha-
ben, diese aufgreifen könnte.  

Rolle der Heimatstaaten 

Ein solcher Ombudsman wäre selbst ein qua-
si-juristischer Mechanismus, über den im We-
sentlichen Empfehlungen ausgesprochen wer-
den können. Ein sehr viel stärkerer Mecha-
nismus wäre die Einführung von Gesetzen in 
den Heimatländern der Konzerne, die es er-
möglichen würden, Unternehmen in ihren 
Heimatländern vor Gericht zu bringen. Die 
Debatte über eine solche Gesetzgebung wird 
vor allem in Kanada und Australien geführt, 
wo eine Vielzahl an Bergbauunternehmen be-
heimatet ist. In Australien engagiert sich vor 
allem Oxfam in diesem Bereich. Aufgrund 
der negativen Erfahrungen mit den Aktivitä-
ten von australischen Bergbauunternehmen 
im Ausland hat Oxfam Australien zudem ei-

nen eigenen Ombudsman für Bergbau einge-
richtet, der Fälle von Menschenrechtsverlet-
zungen dokumentiert. Drei der aktuell vom 
Ombudsman bearbeiteten Fälle liegen in den 
Philippinen (Rapu-Rapu, Marinduque und 
Didipio). Ein Gesetzesvorschlag zu men-
schenrechtlichen Verpflichtungen von Unter-
nehmen im Ausland scheiterte vor einigen 
Jahren im Parlament. Das einzige internatio-
nale Instrument, dass die Regierungen der 
Heimatstaaten von Bergbauunternehmen mit 
ins Boot holt, sind die OECD Leitsätze für 
multinationale Unternehmen. Diese Leitsätze 
entsprechen einem Verhaltenskodex für Un-
ternehmen, unter anderem zur Einhaltung der 
Menschenrechte. Das Besondere ist, dass sich 
die teilnehmenden Regierungen dazu ver-
pflichten, die Einhaltung dieser Leitsätze 
durch die Unternehmen zu fördern. Dazu 
werden Nationale Kontaktstellen eingerichtet. 
Diese Kontaktstellen sind in den Ländern un-
terschiedlich gestaltet. In einigen Ländern wie 
Deutschland können Menschen, die ihre 
Rechte durch in diesem Land beheimatete 
Unternehmen verletzt sehen, bei diesen Kon-
taktstellen Beschwerde einreichen. Die Regie-
rung ist dann in der Verantwortung zwischen 
dem Unternehmen und den Betroffenen zu 
vermitteln. Dieses Instrument wird zuneh-
mend von NGOs genutzt, um Druck auf Un-
ternehmen auszuüben. Fälle zu Bergbauunter-
nehmen, die in den Philippinen agieren, sind 
jedoch bisher nicht darunter. 

Kampf um Verbindlichkeit 

Die Frage, ob Unternehmen international zur 
Einhaltung von Menschenrechten verpflichtet 
werden sollen, ist eine der zentralen Fragen, 
mit denen sich der UN Menschenrechtsrat 
heute beschäftigt. Das Beispiel der Philippi-
nen zeigt, dass die Regierung selbst für Men-
schenrechtsverletzungen im Bergbau verant-
wortlich ist und gleichzeitig kein Interesse da-
ran zeigt, Unternehmen für Menschenrechts-
verletzungen zur Verantwortung zu ziehen. 
Deshalb muss es in Zukunft darum gehen, in-
ternationale Mechanismen zu verankern, mit 
denen Menschenrechtsverletzungen von Un-
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ternehmen geahndet werden können, ohne 
dabei die philippinische Regierung aus der 
Pflicht zu lassen. Dabei kommt den Regie-
rungen der Heimatstaaten der Bergbaukon-
zerne eine besondere Bedeutung zu, da diese 
oftmals die Aktivitäten dieser Unternehmen 
im Ausland fördern und wenig dafür tun, sie 
bei Menschenrechtsverletzungen zur Verant-
wortung zu ziehen. Die philippinische und die 
internationale Zivilgesellschaft haben in den 
letzten Jahren viel geleistet und eine Reihe 
von Menschenrechtsverletzungen dokumen-
tiert. Der nächste Schritt ist, diese Verletzun-
gen nicht nur in den Philippinen, sondern 
auch in den Heimatländern der Konzerne vor 
Gericht zu bringen.  
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Abkürzungsverzeichnis: 
 
ADB - Asian Development Bank 
CADC - Certificate for Ancestral Domain Claim 
CADT - Certificate of Ancestral Domain Title 
CAFGU - Citizen Armed Forces Geographical Unit 
CARP - Comprehensive Agrarian Reform Program 
CBCP - Catholic Bishops´ Conference of the Philippines 
CCP - Communist Party of the Philippines 
CHRP - Commission of Human Rights of the Philippines 
CVO - Civilian Volunteers Organization 
DENR - Department of Environment and Natural Resources 
DFA - Department of Foreign Affairs    
ECC - Environmental Compliance Certificate 
EIR - Extractive Industries Review  
EITI  - Extractive Industries Transparency Initiative  
FPIC - Free Prior and Informed Consent 
FTAA  - Financial or Technical Assistance Agreement 
IDF - Investment Defense Force 
IFI  - Internationale Finanzinstitutionen 
ILO  - International Labour Organization 
IP - Indigenous People 
IPRA - Indigenous Peoples Rights Act 
IWF  - Internationaler Währungsfonds 
LGC - Local government code 
MGB - Mines and Geosciences Bureau 
MOA  - Memorandum of Agreement 
MPSA - Mineral Production Sharing Agreement  
NCIP - National Commission on Indigenous People 
NGO - Non-governmental organization(s) 
NIPAS - National Integrated Protected Area System 
NPA - New People’s Army 
PAHRA - Philippine Alliance of Human Rights Advocates 
SCAA - Special CAFGU Armed Auxiliary 
SSMs - Small Scale Miners 
UNDRIP - UN Declaration on the Rights of Indigenous Peoples 
UNPFII  - United Nations Permanent Forum on Indigenous Issues 
WSK-Rechte - wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
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philippinen büro e.V. im Asienhaus 
+++ verstehen +++ mitmachen +++ aktiv werden +++ 

 
Das philippinen büro ist eine unabhängige Informations-, Dokumentations- und Kont aktstelle  rund um 
die Philippinen. Wichtiger Bestandteil der Arbeit ist es entwicklungspolitisch tätigen Personen und Institutio-
nen aktuelle gesellschaftspolitische Hintergründe und Zusammenhänge zu den Philippinen aufzuzeigen. Der 
1987 gegründete Verein hat mehr als 150 Mitglieder. Das philippinen büro ist ebenfalls Gründungsmitglied 
und seit 1995 Teil des Asienhauses in Essen. 
Unser Verein steht in enger Zusammenarbeit mit verschiedenen Hilfswerken und Nichtregierungsorganisati-
onen, die in den Philippinen tätig sind. Ein thematischer Schwerpunkt der Arbeit ist Menschenrechtsarbeit. 
Als Koordinationsstelle des Aktionsbündnis Menschenrechte – Philippinen  betreibt das philippinen büro 
Lobby- und Informationsarbeit zu politischen Morden in den Philippinen. Weitere Schwerpunkte sind die 
Themenfelder Bergbau und Migration. 
Unsere gemeinsam mit der Südostaisen Informationstelle e.V. herausgegebene Zeitschrift „südostasien“, 
sowie der monatliche englischsprachige Nachrichtenüberblick „Philippinen Aktuell“ erreichen eine breite Le-
serschaft weit über das Umfeld des Vereins hinaus. 
 
Falls auch Sie unsere Arbeit unterstützen wollen, werden Sie Mitglied und/oder engagieren Sie sich gemein-
sam mit anderen! Der Mitgliedsbeitrag von mindestens 60,-/30,- Euro beinhaltet ein kostenfreies Abonne-
ment der südostasien. Sie können ebenfalls unseren kostenlosen Newsletter auf www.philippinenbuero.de 
abonieren. 
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